


einen herzlichen Dank für das Lob, die Spenden, die 
zugesandten Texte und – wir wollen es nicht ver-
schweigen – die Aufmunterungen, unbeirrt weiter zu 
machen. Das tut gut.
Schlechte Nachrichten gibt es natürlich auch: Zu we-
nig Spenden, eingereichte Texte und Lob. Aber nach 
nun 14 Ausgaben lässt sich das autonome Blättchen 
nicht so schnell unter kriegen.
Wir haben auch dieses mal an einer lesenswerten 
Ausgabe gearbeitet. Was drin ist, seht ihr ja. 
Was nicht drin ist, wurde schon woanders ausgiebig 
veröffentlicht.

In unserer Nähe fanden Anfang August eine Blockade 
gegen die Nazi-Demo in Bad Nenndorf und der Pro-
test gegen das Sommerfest der 1. Panzerdivision in 
Hannover statt. Zu beidem erreichte uns kein Bericht. 
Schade. Die offiziellen Presseerklärungen des Bünd-
nisses gegen den Nazi-Aufmarsch sind leider nicht für 
linke Publikationen geeignet. Pressemitteilungen die 
uns erklären, dass der olle Bundestagsvizepräsident 
mit blockiert und dass das toll sei, halten wir nicht ge-
rade für gelungene Vermittlung linker Inhalte. Wenn 
ihr wollt, dass wir eure Texte abdrucken, schickt uns 
Berichte, Auswertungen oder Analysen aus linksradi-
kaler Perspektive und nicht dieses Gewäsch, das um 
Gehör in den bürgerlichen Medien fleht.    

Obwohl wir eine Ausgabe mit einigen inter- oder 
transnationalen Bezügen zusammengestellt haben, 
fehlen uns schmerzlich Texte zu den aufständischen 
Situationen in der Türkei, Brasilien, Schweden, Bulga-
rien... und dem Aufstand/Bürgerkrieg in Syrien. Am 
liebsten hätten wir nämlich Texte, die darüber hinaus 
gehen, die Ereignisse zu schildern. Aus Brasilien, ge-
nauer Rio, gibt es wenigstens einen frisch übersetzten 

Text von 2011. Der ersetzt zwar keine Einschätzung 
der aktuellen Ereignisse, erlaubt aber zumindest 
einen Einblick in die schon lange gärenden sozialen 
Konflikte in Rios Favelas. Zu Syrien haben wir zwar 
viel gefunden und diskutiert, doch die Berichte oder 
Einschätzungen schienen uns stark propagandistisch 
geprägt. Wir selbst können aber nicht immer ein-
schätzen, wer die Person/Gruppe ist, die interviewt 
wurde oder blogt und haben wenig Lust Propaganda 
der einen oder anderen Seite eines militarisierten 
Konfliktes abzudrucken. Wenn ihr also zum nächsten 
Einsendeschluss gute aktuelle Texte beisteuern könnt 
oder Kontakte habt, denen wir selbst Fragen stellen 
können, her damit!

Wir haben Texte aus anderen Zeitschriften geschickt 
bekommen und auch selber welche geklaut, von 
denen wir glauben, dass sie noch nicht genügend 
Verbreitung erfahren haben. Wundert euch also 
nicht, wenn ihr den einen oder anderen Text schon 
mal gesehen habt.
Schreibt halt selber Texte, wenn‘s euch stört – egal 
ob lang, kurz, analytisch oder beschreibend, mit 
Rechtschreibfehlern oder ohne, sehr schlau oder nur 
ein bisschen politisch.
Fast wäre noch ein Text über die allgemeine und be-
sondere Hoffnungslosigkeit der Lage im Allgemeinen 
und Besonderen in die Nummer vierzehn gerutscht 
– aber so lange es noch Besseres zu berichten gibt, 
schaffen wir es vielleicht auf diesen zu verzichten.
Unterstützt das autonome Blättchen und die anderen 
linksradikalen Zeitschriften, seid widerständig und 
genießt den heranrauschenden Herbst,
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Wir haben in der Nacht vom 9.auf den 10. Juli 2013 
beim Ministerium für Inneres und Sport die Scheiben 
eingeworfen und es mit Farbe verunstaltet. 

Wir sind wütend.  
Während aktuell die Abhörmethoden der US-ameri-
kani schen Behördenim öffentlichen Fokus stehen, wis-
sen wir schon lange, dass ähnliche Maßnahmen unter 
dem Stichwort „Gefahrenabwehr“ in Deutschland
Alltag sind. Vielmehr noch: sie sind logische Konse-
quenz eines Systems, das eine Situation permanenter 
Ungleichheiten produziert. 

Es erscheint als selbstverständlich, dass manche Men-
schen überall dorthin reisen können, wohin sie  möch-
ten, während andere der Residenzpflicht unterliegen 
und ihren Landkreis nicht verlassen dürfen. Es scheint 
normal, dass einige mit Immobilien Geld verdienen,
während andere aus ihren Wohnungen  zwangsge-
räumt werden. Es wird von Chancengleichheit ge-
redet, dabei aber übergangen, dass unsere Ge-
sellschaft unterschiedliche Voraussetzungen schafft. 
Es scheint normal, dass einige in Frieden einkaufen 
können, während andere damit konfrontiert sind 
in einem, durch vermeintlich humanitäre Interventi-
onen geschaffenen,  Kriegsalltag zurechtkommen zu 
müssen. Es wird uns als unvermeidbarer Beitrag zu 
unserer Sicherheit vermittelt, wenn eben jene Men-

Dokumentation:

Glasbruch und Farbe 
am Innenministerium

schen die vor diesen Kriegsrealitäten flüchten an den 
europäischen Außengrenzen ermordet werden.   

Das politische Feld der „Inneren Sicherheit“ ist es, den
Spannungen, die durch diese Ungleichheiten erzeugt 
werden mit repressiver Härte zu begegnen. Hier 
nimmt die Innenministerkonferenz eine wichtige Rolle 
ein. Sie ist zuständig für Maßnahmen, wie den Aus-
bau der Überwachung im öffentlichen Raum, inklusive 
des Internets und weitet das Handlungsfeld der Bun-
deswehr auf Einsätze im Inneren aus. Die durch die 
IMK forcierte Debatte um Gewalt gegen Polizisten,
lenkt davon ab, dass über konkrete konkrete Über-
griffe durch die Polizei hinaus, deren bloße Existenz 
Gewalt bedeutet.  

Das Ministerium für Inneres und Sport ist somit eines 
von vielen möglichen Zielen um die bestehenden 
Herrschaftsverhältnisse zu
bekämpfen. 

Es erschien uns als ziemlich passend: 
Niedersachsen hat in diesem Jahr den IMK- Vorsitz 
inne. Während die erste Konferenz in Hannover ende 
Mai war, findet die Hauptkonferenz in Osnabrück im 
kommenden Herbst statt.  

No	border,	no	nation!	
Für	ein	ein	selbstbestimmtes	Leben	für	alle!	

Wir haben in der Nacht vom 6. auf den 7. August 
das DGB-Haus in Hannover farbig markiert und Flyer 
vor Ort hinterlassen. Mit dieser Aktion setzen wir ein 
Zeichen gegen den Schulterschluss von DGB und Bun-
deswehr, wie er vom Verteidigungsminister und vom 
DGB-Chef Sommer unlängst verkündet wurde.

Wir möchten festhalten, dass dies kein Angriff gegen 
die Gewerkschaftsbewegung als Ganzes zu betrach-
ten sein soll, sondern gegen die aktuelle und falsche 
Agenda der Gewerkschaftsspitze. Die Aufgabe der 
Gewerkschaft ist die Vertretung der arbeitenden 
Bevölkerung. Krieg richtet sich immer gegen diese 
arbeitenden Menschen.

Der Text des Flyers ist im folgenden dokumentiert: 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx
„Die Gewerkschaft versteht sich als Teil der Arbei-
ter- und Friedensbewegung […] und die Bundeswehr 
versteht sich auch als Teil der Friedensbewegung“ 
- Verteidigungsminister de Maziere.

 X X X KRIEG BEGINNT HIER! X X X

Rot ist das Blut an euren Händen
Rot ist die Farbe zu euren Füßen
Rot sind eure Fahnen, Logos und euer Gequatsche
Rot ist die Wut in unseren Augen, wenn wir sehen,
was ihr tatsächlich für reaktionäre Kriegstreiberei 
betreibt!

Gegen den nationalen Krieg! Gegen Arbeitsplätze in 
Rüstung und Militär! Gegen den nationalen Burgfrie-
den!

NO WAR BUT CLASSWAR!
FÜR DEN SOZIALEN UNFRIEDEN!
xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx

Jede Arbeit, die mit dem Schulterschluss gut und billig 
erscheint, wird auf lange Sicht teuer bezahlt.

Netzbeschmutzung e.V.

Dokumentation:
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Heute haben ca. 10 Antimilitarist_innen der Kampag-
ne Wir. Dienen. Deutschland. Nicht. das Dach des 
Einwohnermeldeamtes in Hannover-Mitte besetzt. Die 
Aktivist_innen protestierten mit dieser Aktion gegen 
die Datenweitergabe der Behörde an die Bundes-
wehr. 

Derzeit ist es so, dass die Ämter dazu verpflichtet 
sind alle Daten von 17-Jährigen an die Bundeswehr 
weiterzugeben, damit diese gezielt Heranwachsende 
mit Werbung bombardieren kann. Gegen diese 
Praxis gibt es zwar ein formales Widerspruchsrecht, 
dieses ist jedoch aus Sicht der Besetzer_innen eine 
Farce. So ist die zentrale Forderung, dass dieser 
Schulterschluss zwischen Ämtern und Militär beendet 
wird. Bis zu einer politischen Entscheidung, die eine 
solche Praxis unterbinden könnte, müssen Jugendliche 
selbst entscheiden können, ob ihre Daten weitergege-
ben werden oder nicht. Ziel der Kampagne insgesamt 
ist es die Bundeswehr bei ihrem aktuellen Werbefeld-
zug zu behindern. Diese hat ihren Propagandaetat 
bereits verdreifacht, um den durch den Wegfall der 
Wehrpflicht benötigten Bedarf an Kanonenfutter für‘s 
Vaterland zu decken.  
 
Um 12 Uhr betraten die Aktivist_innen das Amt in 
der Leinstraße und verschafften sich über ein Fenster 
Zutritt auf das Dach und entrollten zwei Transparente 
an der Fassade. Vor der Einganstür versammelten 
sich außerdem mehrere Unterstützer_innen um ihre 
Solidarität mit der Besetzung zu zeigen und die 
Besucher_innen und Passant_innen über die Aktion zu 
informieren. Kurz danach gingen sowohl in der Behör-
de, als auch bei verschiedenen politischen Entschei-
dungsträger_innen E-Mails und Faxe ein, in denen 

die Besetzer_innen ihre Forderungen mitteilten und 
hierzu ein Gespräch mit politischen Entscheidungsträ-
ger_innen vor Ort verlangten. Es wurde außerdem 
mitgeteilt, dass es hierfür keine Polizei bedarf. Die 
ersten Reaktionen der leicht irritierten Angestellten 
und Passant_innen waren durchaus positiv. Einige 
unterstützen die Aktivist_innen sogar mit Getränken. 
Dies änderte jedoch nichts an der Tatsache, dass 
kurze Zeit später mehrere Polizeiautos samt Mitar-
beiter des Staatsschutzes vor Ort eintrafen. Auf ein 
Gespräch ließ sich letztendlich die Fachbereichslei-
terin für Recht und Ordnung ein, diese machte der 
verhandelnden Person jedoch recht schnell klar, dass 
sie zwar Gespräche führen kann und auch in Zukunft 
bereit ist mit uns zu reden, jedoch kein politisches 
Statement abgeben wird, da sie hierzu nicht befugt 
ist und ihr Vorgesetzter sich derzeit auf Mallorca 
befindet. Nach dem Gespräch wurde den Aktivist_in-
nen ein Ultimatum von 10 min. gesetzt um die Aktion 
zu beenden. Die Besetzer_innen entschieden sich 
dann in letzter Sekunde die Aktion für diesen Tag zu 
beenden, da die Verhandlungen so nicht fortgeführt 
werden können und ein Maximum an Öffentlichkeit 
erreicht wurde. Obwohl also das eigentliche Ziel des 
Tages nicht erreicht wurde, kann die Aktion als Erfolg 
bewertet werden. Des weiteren rufen die Besetzer_
innen dazu auf gegen das Sommerbiwak, das jährlich 
stattfindende Sommerfest der 1. Panzerdivision und 
der Stadt Hannover nächste Woche zu protestieren. 
„Wir wenden uns gegen die Normalisierung des 
Krieges. Militär raus aus der Stadtgesellschaft, raus 
aus den Schulen, raus aus den Universitäten!“ 

Wir. Dienen. Deutschland. Nicht. 

Einwohnermeldeamt besetzt
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Vom 21. bis 28. Juli fand in Parleib, in der Nähe des 
Gefechtsübungszentrums Altmark (GÜZ), das zweite 
antimilitaristische Sommercamp statt.
Um einen Überblick zu verschaffen, was dort disku-
tiert wurde und was am Aktionstag stattfand, gibt es 
hier einen kurzen Bericht, sowie ein paar Erklärungen 
zu Aktionen, die im Rahmen des Aktionstages statt-
gefunden haben. Das ganze als Kuddelmuddel, weil 
es dann besser passt; also eine Mischung aus subjek-
tivem Bericht und Texten aus dem Internet.

Die Stimmung...

... auf dem Camp war auch dieses Jahr ziemlich gut. 
Vielleicht kochte mancher Dissens wegen der Hitze 
nicht allzu hoch. Denn eine Woche bei 30 Grad auf 
einer Wiese oder in aufgeheizten Zelten ist einem 
ordentlichen Streit nicht sonderlich zuträglich. Die 
Vokü war gut und die Infrastruktur-AG auch. Ohne 
die erfrischende Dusche wäre mancher Tag zur Qual 
geworden. Überhaupt war scheinbar 
organisatorisch alles sehr gut vor-
bereitet. Nicht nur das permanent 
vorhandene leckere Essen und die 
Duschen sind wichtig für den All-
tag gewesen. Auch das Sani-Zelt, 
die Dixie-Klos, die Info-Struktur, 
die Shuttle-Busse, die Nachtwache, 
Awarness-Team, Anwälte und EA, 
die Programm-Organisation und das 
Internet-Zelt. Außerdem: angenehme 
Atmosphäre  und wenig Rumgema-
cker.

Im Vergleich zum letzten Jahr wirkte 
vieles nicht mehr improvisiert. Als 
Besucherin musste man sich über die 
Beschwernisse des Camp-Alltags nicht wirklich viele 
Gedanken machen (wenn man von den wirklich lästi-
gen Stech-Insekten absieht).

Die Camp-Orga-Gruppe hat gute Arbeit geleistet.
Die kuschelige Stimmung der ersten 4 Tage, die trotz 
inhaltlicher Streitigkeiten erhalten blieb, wich erst am 
Freitag einem geschäftigen Treiben und einer ver-
mehrten Anreise von etwas zu coolen Antifa-Männern. 
Aber gut, dass diese sich mittlerweile für Antimilitaris-
mus interessieren - das war ja lange nicht der Fall.
Das Spektrum der Linken, die vor Ort waren, war 
etwas eingeschränkter als letztes Jahr. Viele die aus 
der Friedensbewegung kommen haben ebenso auf 
die Teilnahme verzichtet, wie manch organisierte 
Gruppe aus der autonomen Linken. Eine personelle 
Verbreiterung hat also nicht stattgefunden - abgese-
hen von den engagierten Neo-Kommunist_innen, die 
sich deutlich zu Wort gemeldet haben. 
Alles in allem ein sehr angenehmes Camp. Etwas mehr 
Eigenverantwortung hätte von den Teilnehmer_innen 

übernommen werden können. Wenn es um eine halb-
wegs pünktliche Teilnahme an den zahlreichen Work-
shops und Vorträgen ging, musste stets die mehrma-
lige Aufforderung per Megaphon bemüht werden.
Aber wer andere Diskussions-Camps kennt, wird dar-
über nicht verwundert sein. Es ist halt kein Kongress. 
Und das ist auch wirklich gut so.

Die gute Arbeit der Anwält_innen hat dafür gesorgt, 
dass dieses Jahr keine Kontrollstellen am Camp 
aufgebaut worden sind. Das heißt, die Bullen haben 
zwar fleißig Nummernschilder mitgeschrieben, aber 
kaum Fahrzeuge durchsucht. Das hat die Stimmung 
eindeutig positiv verbessert. Dass es dann noch auf 
juristischem Wege gelang, die Allgemeinverfügung 
vor dem Oberverwaltungsgericht zu kippen, hat den 
direkten Repressionsdruck genommen, weil es nun 
plötzlich keine 400 km² große Versammlungsverbots-
zone mehr gab.

Die  Diskussionen

Zunächst eine einfache, unvollständige 
Auflistung der Fragen und Themen, 
über die offiziell diskutiert wurde, 
als Überblick. Vielleicht beißt sich im 
Nachhinein ja doch die eine oder der 
andere in den Arsch, weil er_sie nicht 
da war.

Wann wird die Sozialrevolte zum 
Bürgerkrieg? - Wie gehen die Za-
patist_innen mit der gegen sie ge-
richteten Aufstandsbekämpfung um? 
- Berichte und Einschätzungen zur 
Situation in Mali und in Afghanistan 
- Film und Gedenkkundgebung zum 

„Massaker von Gardelegen“ 1945 – Drohnenkrieg 
- Menschenrechte als Kriegslegitimation - Subjekte 
an der Heimatfront - Diskussion über „Was ist Krieg?“ 
- Militär und Sozialwissenschaften - Der neue Heimat-
schutz der Bundeswehr - Vorstellung der BI „Offene 
Heide“ und der „war starts here – Kampagne“ 
- Aufstandsbekämpfung und Militarisierung - Krieg 
und Kapitalismus - Schnöggersburg als Fata Morga-
na der Sicherheitsarchitektur - Legal Worksop - Erste 
Hilfe Workshop – Anti-Rekrutierung - Widerstand-
strategien gesucht – Krieg, Militarisierung und Frau-
en – Prism, Tempora etc. - Infos zum Sommerbiwak 
Hannover, zum Widerstand im Hambacher Forst, zu 
Aktionen in Belgien - Kunstblutkochshow, etc, etc
Das  ist nur ein Ausschnitt aus dem offiziellen Pro-
gramm. Tatsächlich haben noch einige andere Diskus-
sionen und Workshops stattgefunden.

Die vielen Diskussionen in kleineren Runden waren 
ein eindeutiger Vorteil zum letzten antimilitaristischen 
Camp. Dieses mal konnte Jede_r zu Wort kommen, 

Echt heißes Camp!
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wenn er_sie es wollte.
Es ist schwer, eine inhaltliche Rote Linie in den Diskus-
sionen zu erkennen. Zum einen war man bemüht, sich 
Wissen anzueignen und Einschätzungen zu erörtern. 
Auf der anderen Seite endeten viele Diskussionen 
in sehr grundsätzlichen Erwägungen, wie die gesell-
schaftlichen Verhältnisse umzuwerfen wären. So blieb 
es nicht bei Fachsimpelei, sondern ging schnell 
ans Eingemachte. Letztes Jahr gab es schon die 
Tendenz dazu - wenn auch aus einer ande-
ren politischen Richtung vorangetrieben. Nun 
scheint sich das diskursiv verfestigt zu haben. 

War Antimilitarismus vor wenigen Jahren noch 
ein inhaltlicher Punkt der oft als Teilbereichs-
kampf angesehen wurde, so scheint sich ein 
Erkenntnis herauszubilden: Erfolgreicher Anti-
militarismus kommt nicht ohne eine grundsätzliche In-
fragestellung der gesellschaftlichen Verhältnisse aus. 
Das heißt, ohne revolutionäre Perspektive wird kein 
antimilitaristischer Kampf erfolgreich sein können. 
Wenn das vorher lediglich mitschwang, scheint diese 
Ansicht nun zum grundlegenden Tenor zu werden. 
Man kann auch sagen, es hat eine Radikalisierung 
der kleinen antimilitaristischen Bewegung stattgefun-
den.

Allerdings fallen die Schlüsse daraus irritierend 
schwammig aus. Die einen wollen in alter Manier den 
Klassenkampf intensivieren, die anderen setzen auf 
kollektive nachbarschaftliche Prozesse, andere wie-
derum auf aufständische Szenarien. Entweder sind 
das die letzten Zuckungen linksradikaler Aktivitäten 
oder aber das notwendige Rumgeeier auf der Suche 
nach Wegen, emanzipatorische gesellschaftliche 
Prozesse zu forcieren. Auf jeden Fall scheint vieles in 
Vergessenheit geraten zu sein, über das schon in den 
letzten 20 Jahren geredet wurde. 

Und die praktischen Vorstellungen? Jedes mal mal 
wenn praktische Konsequenzen aus dem jeweils Dis-
kutierten gefunden werden sollten, kam das große 
Schweigen. Das hat keinesfalls nur mit Sicherheitsas-
pekten zu tun (natürlich kann man davon ausgehen, 
dass die Bullen zahlreiche Infos aus den Diskussionen 
bekommen werden). Immer wieder wurde über so 
etwas wie revolutionäre Gewalt und bewaffneten 
Kampf geredet. Seltsam. Aber vielleicht ist das aus 
der Thematisierung des Verhältnisses von Militari-
sierung und Revolte auf der einen Seite und dem 
Wunsch revolutionäre Perspektiven zu erarbeiten, ge-
boren. Mich hat es etwas ratlos zurück gelassen. Der 
Radikalisierung des Diskurses scheint noch eine große 
Ratlosigkeit in der Praxis gegenüberzustehen - wenn 
man die doch etwas sehr allgemeinen Appelle zum 
Klassenkampf mal außen vor lässt. In meiner Wahr-
nehmung wurde ernsthaft versucht von unterschied-
lichen politischen Sichtweisen aus zu diskutieren. Das 
ist sehr gut. Perspektivisch müsste drauf geachtet 
werden, dass sich keine ideologischen Scheindiskussi-

onen entwickeln, sondern die Suche nach produktivem 
Streit, Konsensen und gemeinsamer Perspektive im 
Vordergrund steht. 

Für ein mögliches nächstes Camp müssen vielleicht 
vermehrt Diskussionen über konkrete Praxen geführt 
werden. 

Wenig Beiträge gab es aus feministische Perspektive; 
weder in den vorbereiten Workshops noch von den 
Diskussionsteilnehmer_innen. Das ist eine auffällige 
Veränderung zum letzten Jahr. Aber da ich nicht 
an allem teilnehmen konnte, ist mir ja vielleicht was 
entgangen.

Die Aktionen

Zunächst ein Auszug aus der Zeitung „Volksstimme“ 
vom 29.7.13:

„Angriffe im Gefechtsübungszentrum mit Farbbeuteln, 
Spraydosen und Krähenfüßen - 250 Demonstranten 
halten tausend Bewacher in Schach
(…) Problematischer sollen vereinzelte und versprengte 
Gruppen der Antimilitaristen gewesen sein, die offen-
bar die fast tausend Bewacher auf dem Truppenü-
bungsplatz in Schach hielten. Polizeisprecher Andreas 
von Koß: „Trotz unseres Aufgebotes gelang es den 
Störern, auf das Gelände des Gefechtsübungszentrums 
vorzudringen.“
Dort wurden Farbanschläge verübt, Straßen blockiert, 
Verkehrsschilder und Begrenzungseinrichtungen beschä-
digt. Bis zum Sonntagnachmittag leiteten die Beamten 
58 Strafverfahren ein. Zusätzlich in 40 Fällen seien 
Gegenstände wie Spraydosen, Farbbeutel und Krähen-
füße sichergestellt worden. 40 Platzverweise wurden 
ausgesprochen. Immer wieder haben einzelne Gruppen 
das Militärgelände gestürmt.“

Ich denke, dass vermittelt einen Eindruck davon, was 
auf dem GÜZ selber möglich war.
Wenn ca. 400 Leute am Aktionstag unterwegs waren, 
was die Schätzung ist, davon 100 auf den 3 Kundge-
bungen, dann gab es ca. 250 Leute, die sich auf dem 
Militärgelände rumtreiben konnten, ohne von Bullen 
oder Feldjägern erwischt zu werden. Das ist eindeu-
tig ein praktischer Erfolg und eine Weiterentwicklung 
zum letzten Jahr. Es haben sich mehr Aktivist_innen 
getraut, auf das Gelände zu gehen und zu handeln. 
Damit hat sich eine ausbaufähige Option für die 
Zukunft aufgetan.
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Bevor ich Aktionen aufzähle und Berichte aus dem 
Netz reinkopiere, muss noch was zu der auffälligsten 
Aktion des Tages gesagt werden.
Unbekannte haben am Aktionstag in Havelberg in 
Sachsen-Anhalt 16 Bundeswehrfahrzeuge in einer Ka-
serne abgefackelt und über 10 Millionen Euro Sach-
schaden angerichtet. Alle Infos dazu sind aus den 
Medien. Bis jetzt habe ich nirgends eine Erklärung 
gefunden. Aber vielleicht braucht es die auch nicht. 
Denn durch den Kontext “Aktionstag“ hat eine poli-
tische Positionierung bereits stattgefunden. Und auch 
wenn es Mancher aus Repressionsgründen anders 
lieber wäre: Politisch ist die Aktion in Havelberg ein-
deutig als Teil des Aktionstages zu betrachten. Damit 
umgingen die Akteur_innen den überwachten Rahmen 
GÜZ und verweisen auf weitere Angriffspunkte. 
Die Aktion ist, wie ich finde, eine gelungene Ergän-
zung der sonstigen Aktivitäten und rundet das Bild 
eines zufriedenstellenden Aktionstages ab.
Natürlich musste sich die Pressegruppe des Camps 
dazu verhalten, weil in den Statements der Polizei 
sofort ein Zusammenhang zum Camp hergestellt wur-
de. Ich fand gut, dass die Aktion als Abrüstungsschritt 
begrüßt wurde und keine Distanzierung aus Angst vor 
Repression stattgefunden hat. 

Am Samstagnachmittag kamen dann ca. 150 Bullen 
mit einem Beschlagnahmebefehl für ein Auto, dass 
angeblich für den Anschlag in Havelberg benutzt 
worden sein soll. Die Kräfteverhältnisse waren schnell 
klar, weil Viele noch unterwegs waren. Der Halter 
hat schließlich dem Druck nachgegeben und das 
Auto wurde vom Camp-Gelände geschleppt. Spä-
ter machte er öffentlich, was er mit dem Auto in der 
Nacht gemacht hatte, weil es dafür viele Zeugen 
gibt und die Feldjäger ihn mit Anderen in der Nacht 
ohnehin auf dem GÜZ festgesetzt hätten (das könnt 
ihr auf www.warstartsherecamp.org unter den pres-
seerklärungen nachlesen).

Nach den auf dem Plenum verlesenen Nachrichten, 
gab es auf dem GÜZ sehr viel Aktionen, die Gebäu-
de, Schilder und technisches Gerät mit Farbe mar-
kiert haben. Es wurden auch viele Parolen gesprüht, 
Schilder entwurzelt, kleine Barrikaden gebaut,... ach, 
und drei Kundgebungen über viele Stunden aufrecht 
erhalten.

Im Vorfeld und am Aktionstag war außerdem die 
Barkasse „Olga“ als antimilitaristische feministische 

Plattform unterwegs und hat für einige Öffentlichkeit 
gesorgt. Eine schöne Aktion, finde ich.

Hier Ausschnitte zu praktischen Aktivitäten rund um 
den Aktionstag:

Bis Donnerstag: Eingangskontrollpunkt angegriffen 
- Krähenfüsse auf Zufahrtsstraße - GÜZ-Bahnschie-
ne geschottert (Bericht in Lokalpresse) - Farbbeutel 
gegen Kriegsdenkmal am GÜZ - pinke Pfeile auf 
Straßenschildern, die zum Camp weisen...
Und dann immer mehr:

Dokumentation:
Di. 23. Juli „technische polizei auf den 

güz markiert und blockiert.

(GÜZ) technische polizei auf dem güz markiert und 
blockiert. kommt zum aktionstag am samstag, nutzt 
die kühlen nächte.
wir haben uns am dienstag abend vor dem akti-
onstag auf den weg gemacht, um eine von vielen 
infrastrukturen zu markieren und zu blockieren. 
ursprünglich wollten wir auf dem gelände der bullen 
pinke farbe hinterlassen. dort steht eine bombe als 
stature, was ein schönes symbolisches bild geworden 
wäre. da nachts jedoch auf dem gelände gearbeitet 
wurde haben wir uns dazu entschlossen, die schilder 
des güz sowie die zufahrtsstraße mit pinkerfarbe zu 
markieren. vorher haben wir noch krähenfüße auf 
der straße verteilt und haben sie noch mit einem gut 
sichtbaren pinken x ergänzt.
mit dieser aktion wollen wir darauf aufmerksam ma-
chen, dass auch die bullen ihren platz auf dem güz 
haben.die zusammen arbeit zwischen bullen und dem 
militär wird immer enger. wir finden diese entwick-
lung sehr gefäherlich.
hier ist die technische polizei beispielsweise mit der 
munitionsvernichtungs anlage angesiedelt.
militär und bullen angreifen 
krieg beginnt hier

aktionsgruppe „krähenfüße im morgengrauen““

Dokumentation:
Mi. 24. Juli „War Starts Here -

GÜZ schottern!

Ein Anfang ist gemacht.
Im Laufe des gestrigen Tages haben Antimilitarist_in-
nen das Bahngleis auf dem GÜZ-Gelände vorläufig 
außer Gefecht gesetzt. Auf diesem wird ausschliess-
lich Kriegsgerät transportiert, Personenverkehr findet 
hier nicht statt. Bei Bahnkilometer 6 wurden mehrere 
Schwellen unterhöhlt. Das GÜZ (Gefechtsübungs-
zentrum) in der Altmark zählt zu Europas modernsten 
Truppenübungsplätzen. Der Weg zu allen Ausland-
seinsätzen führt für die Soldat_innen des deutschen 
Heeres über das GÜZ. Auch andere Nato-Staaten 
nutzen das Gelände um ihren Kampfeinheiten den 
letzten Schliff zu verpassen.

Der antimilitaristische Widerstand schläft nicht. Zur 8



Zeit treffen sich mehrere hundert Kriegsgeg-
ner_innen in der Nähe des GÜZ. Am nächsten 
Samstag wird das Gelände geentert werden.
War Starts Here - Let‘s Stop It Here!
Kriegstreiberei auf allen Ebenen Markieren 
- Blockieren - Sabotieren!

Dokumentation:
Do. 25. Juli „GÜZ: Faschistischer 

Eingangskontrollpunkt angegriffen!

Diesen Donnerstag wurde ein Eingangs-
kontrollpunkt im Süden des Geländes des „Gefechts-
übungszentrums“ (GÜZ) in der Altmark angegriffen, 
es wurden Scheiben eingeschlagen und großflächig 
rote Farbe verteilt. Außerdem wurde auf die Front-
seite, die von einer gut befahrenen Straße zu sehen 
ist, der Schriftzug „Faschistische Kontinuitäten angrei-
fen“ sowie ein „Hammer und Sichel“ gesprüht.
Der Kontrollposten liegt gegenüber einer nicht mehr 
genutzten Übungskaserne. Der Aufenthaltsraum der 
Wachposten wird eindeutig von faschistischen Solda-
ten genutzt. So konnte man dort nicht nur ein selbst 
gemaltes Hakenkreuz an einer Wand finden, sondern 
auch allerlei Zeitungsausschnitte über das GÜZ und 
islamophobe Materialien.
Besonders erschreckend ist die Tatsache, dass sich 
nicht einmal 500 Meter entfernt – ebenfalls auf dem 
Gelände des GÜZ – ein jüdischer Friedhof befindet 
auf dem ehemalige Häftlinge des Konzentrationsla-
gers Bergen-Belsen begraben sind, die direkt nach 
Kriegsende nach der Befreiung des KZ‘s in Hillersle-
ben verstorben sind.
Die faschistische Kontinuität zeigt sich nicht nur in 
der Entstehung der Bundeswehr, die u.a. von Na-
zis aufgebaut wurde, sondern auch heutzutage an 
einem offenen Auftreten von Faschisten innerhalb der 
Truppen. 
Faschisten bekämpfen – Militarismus angreifen – 
Kapitalismus zerschlagen!
Für eine Welt ohne Faschismus und Krieg!“

Dokumentation:
Do. 25. Juli „Panzerstrecke auf dem 

GÜZ markiert!

Gestern am Donnerstag, den 25.07.13 sind wir 
im nördlichen Bereich des Gefechtsübungszentrum 
(GÜZ), in der Altmark, eingedrungen und haben eine 
alte Ruine, einen Panzercarport, sowie die Panzer-
strecke mit Graffiti und Parolen (u.a. „Krieg dem 
Krieg“, „War starts here“, „Stop War“, „Für den 
Kommunismus“, sowie Hammer und Sichel) markiert. 
Außerdem wurde ein BEobachtungsposten der Pan-
zerstrecke stark beschädigt und mit Farbe markiert. 
Mit dem Angriff auf die Panzerstrecke setzten wir 
ein symbolisches Zeichen gegen die Kriegspolitik der 
BRD.
Die Soldaten, die auf dem 232 km² großen Truppen-
übungsplatz trainieren, stehen meist unmittelbar vor 
einem Kriegseinsatz im Ausland. In den Kriegen, in 

denen die 
BRD mitmi-
scht, geht 
es weder 
um Frieden 
bringende 
Maßnahmen 
noch um den 
Kampf für 
Menschen-
rechte. Viel-

mehr geht es der BRD um den Ausbau und die Neuer-
schließung von Märkten sowie um die Sicherung von 
Handelswegen und Rohstoffquellen – damit müssen 
Krieg und Kapitalismus zusammenhängend betrachtet 
und angegriffen werden.
Der Kampf gegen Krieg und Aufrüstung ist unmittel-
bar mit dem Engagement für eine Welt jenseits der 
kapitalistischen Verhältnisse verbunden. 
Antimilitarismus heißt Antikapitalismus!
Krieg dem imperialistischen Krieg!
Für den Kommunismus!“

Dokumentation:
Do. 25. Juli „GÜZ - Nochmal Militärgleise 

geschottert

Bereits am Donnerstag haben wir die Gleise der 
Militärstrecke die zum Gelände des Gefechtsübungs-
zentrum (GÜZ) führen geschottert und mit Baumstäm-
men blockiert. Wie sich herausstellte waren wir nicht 
die ersten GegnerInnen der Bundeswehr, die sich im 
Rahmen der diesjährigen Aktionen gegen das GÜZ 
auf dieser wichtigen Transportlinie annahmen.
Schon am Mittwoch wurde die Strecke an einer 
anderen Stelle unpassierbar gemacht. Am Donners-
tag haben wir die Gleise nun auf einer Länge von 5 
Schwellen unterhölt, sowie Beschilderungen entfernt 
und kleinere Barrikaden aus Baumstämmen auf den 
Schienen errichtet.
Wer um geostrategische Interessen, billigen Zugang 
zu Rohstoffen oder um der Profitmaximierung Willen 
Krieg führt, muss auch im vermeintlich ruhigen Hinter-
land mit Widerstand rechnen. 
Der Kampf um eine kommunistische Perspektive jen-
seits von Ausbeutung und Unterdrückung, muss einher-
gehen mit einer starken und konsequenten antimilita-
ristischen Bewegung!
Klasse gegen Klasse! Krieg dem Krieg! „

Dokumentation:
Fr. 26. Juli „Muslimisches und 

kosovarisches Übungsdorf“ auf 
dem GÜZ markiert und beschädigt

In der Nacht von Donnerstag auf Freitag sind An-
timilitaristInnen in das Güz-Gelände eingedrungen 
und haben zwei klischeebehaftete Übungsdörfer 
- das eine soll kosovarisches und das andere musli-
misches Gebiet verkörpern - mit politischen Parolen 

wie „Krieg jedem imperialistischen Krieg“, „Für die 
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Macht der Reichen, geht ihr über Leichen“ und „No 
war but classwar“ sowie Hammer& Sichel-Symbolik 
verziert und zudem erheblichen Sachschaden an den 
Gebäuden angerichtet. 
In den Übungsdörfern auf dem Gelände trainiert die 
Bundeswehr mit möglichst hoher Authentizität (im ko-
sovarischen Dorf steht beispielsweise eine Kirche – im 
muslimischem dagegen ein Minarett) für Auslandsein-
sätze. Gerade der nahe Osten spielt eine große Rol-
le bei der Machtverschiebung der imperialistischen 
Länder. Daher stellen diese beiden Dörfer zwei der 
zentralen Punkte auf dem Übungsgelände dar und 
somit war es absolut notwendig diese ausführlich und 
vehement zu markieren und beschädigen. 
Trotz mehrmaligen Patrouille-Flügen militärischer 
Helikopter konnten die AntimilitaristInnen im hellen 
Mondlicht ungestört agieren.“

Dokumentation: 
Sa. 27. Juli „Bundeswehrzug auf dem 

GÜZ markiert

Wir haben heute, am Aktionstag gegen das Ge-
fechtsübungszentrum Altmark, einen Transportzug der 
Bundeswehr mit Parolen und viel Rosa Farbe markiert!
Zielgenau wanderten wir einige Stunden durch die 
Wälder des Truppenübungsplatzes. Hubschrauber 
konnten uns nicht entdecken. Endlich tauchte der Ver-
ladebahnhof der Kommandozentrale am Waldrand 
auf. Da dieser, unser eigentliches Ziel des Spazier-
gangs leider von zwei Sixpacks besetzt war, muss-
ten wir spontan unsere Pläne ändern. Zur Hilfe kam 
unserer Entscheidungsfindung, wie es nun weitergehen 
solle, dass ein Transportzug der Bundeswehr auf den 
Gleisen vor dem Bahnhof geparkt war. Dieses Gleise, 
auch in diesem Jahr erneut Ziel von Freund_innen 
des Schotterns geworden, exisitieren ausschließlich 
für den Transport von Waffen und Panzern zum 
GÜZ. Hier werden diese dann auf die hochmoderne 
Übungstechnologie AGDUS mit Lasern ausgerüstet. 
Dadurch wird hier so effizient wie möglich Kriegsvor-
bereitung betrieben (Mit freundlicher Unterstützug 
durch Rheinmetall) . Alle Bundeswehreinheiten durch-
laufen hier mit ihrem eigenen Kriegsgerät den finalen 
Übungseinsatz, bevor es in den „Auslandsseinsatz“ 
geht.
Kurzentschlossen machten wir den Zug zu unserem 
neuen Ziel antimlitaristischer Aktion, um einen Teil 

zum Untergang der kriegerischen Normalität beizu-
tragen.
Wir stürmten das Ende des Zuges, ungefähr 200 
Meter vom Bahnhof entfernt und verzierten vier 
Anhänger üppig mit rosa Farbe und Parolen wie „Nie 
wieder Krieg“, „Soldaten sind Mörder“ und „war 
starts here“.
Nachdem die Bullen uns am Bahnhof entdeckt haben 
und auf uns zugestürmt kamen, flüchteten wir uner-
kannt ins Dickicht.
Wir freuen uns über alle anderen gelaufenen Ak-
tionen an diese Tag und während des WarStarts-
HereCamps 2013 und die Abrüstung in Havelberg 
und wünschen einen weiteren schönen, und vor allem 
heißen antimilitaristischen Sommer!!!“

Ausschnitte aus dem Aktionstag-Ticker:
 
+++ 7:00 12 Leute von Lebenslaute sind in Sicht-
weite von Salchau (auf dem GÜZ) von Feldjägern 
gestoppt worden und musizieren vor Ort. Ihnen geht 
es gut. +++ 8:00 Transpi mit der Aufschrift „Mörder“ 
und Fahne mit Totenkopf auf einem wunderschönen 
Aussichtpunkt (Teekanne/GÜZ) aufgehängt. +++ 
9:20 Die BI Offene Heide baut die Kundgebung 
in Letzlingen auf. Die Stimmung vor Ort ist sonnig-
gut. Auch in Dolle wird die Kundgebung aufgebaut. 
Lebenslaute hat ihr Konzert auf dem GÜZ mittlerwei-
le beendet und haben dort Besuch von den Bullen, 
die auch einen Gefangenentransporter mitgebracht 
haben. +++ 9:35 Die Leute von Lebenslaute mussten 
das GÜZ jetzt verlassen. Unter Bullenbegleitung sind 
sie nun bei der Kundgebung in Dolle angekommen
+++ 10:45 Havelberg: In der Nacht zu Samstag 
wurde ein Brandanschlag auf 16 Bundeswehrfahr-
zeuge vor einer Bundeswehrkaserne verübt. Schaden 
geht in die Millionenhöhe +++ 10:42 Kundgebung 
Letzlingen: Es sind über 20 Leute auf der Kundge-
bung. Es gibt Kaffee, keinen Stress, Stimmung ist gut. 
Pressevertreter_innen sind vor Ort +++ 11:40 Kleine 
Kundgebung in Haldensleben +++ 10:30 Kundge-
bung in Dolle: Lebenslaute spielen Musik, Stimmung ist 
gut, Straße wurde mit Kreide verschönert +++
11:59 Momentan sind 30 bis 40 Personen in Klein-
gruppen als Fahrradrally Richtung GÜZ unterwegs 
+++ 11:30 Entdeckung eines neu gepflanzten, ro-
sanen Blumenbeets im Norden des GÜZ +++ 
12:30 Vier Personen machten „Protest des stehenden 
Mannes“ bei Dolle Richtung GÜZ. +++ 
13:45 Letzlingen: Gegenkundgebung mit ca. 25 
Personen, darunter erkennbare Nazis, u.a. eine 
Person mit einem T-Shirt und dem Aufdruck „Natio-
naler Widerstand - Bis zum letzten Atemzug“. Auch 
unter den Teilnehmer_innen ist der Bürgermeister von 
Gardelegen, Konrad Fuchs (SPD). +++ 13:40 Hüt-
ten: Drei Personen bauen die Kundgebung auf. +++ 
13:30 „No War“ Fahne am Postturm/Dollberg an-
gebracht und Sperrschilder mit „No War“ besprayt. 

+++ 13:30 Börgitz: Oldtimer-Treffen mit Präsenz 
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von Bundeswehr und Militarist_innen, u.a. mit Bun-
deswehr-Stand +++ 13:11 Schnöggersburg/GÜZ 
- „Heidanien Airport“ mit Parolen und Transpi „Fight 
Militarism! - war starts here“ markiert. Nebenstehn-
de Gerätschaften, wie Baumaschinen und Container 
ebenfalls +++ 14:45 Spontandemo bei Hütten auf-
gelöst. +++ 14:45 Auf der Kundgebung in Letzlingen 
läuft das Konzert der Raperin Alice Dee. Stimmung 
ist gut. +++ 14:40 B71: Transpis hängen von einer 
Straßenüberführung kurz vor Haldensleben. +++ 
16:10 Antimilitarist_innen auf Fahrrädern haben völ-
lig unbewacht bei Theerhütte den völlig unbewachten 
GÜZ-Eingang markiert und Barrikaden aufgebaut. Es 
wurden auch Polizei, Feldjäger_innen und Zivis auf 
Trapp gehalten. +++ 18:50 Am Panzerverladbahn-
hof in Letzingen wurde ein Militärtransportzug mit 
Farbe markiert und Sicherheitsschilder mit „No War“ 
gekennzeichnet. +++ 18:14 Spontandemo gegen 
staatliche Repression in Letzlingen mit ca. 40 Leuten 
+++

Das Fazit der Teilnehmer_innen auf dem Abschluss-
plenum: Große Begeisterung für die vielen Aktionen, 
die rund ums GÜZ und auf dem GÜZ statt gefunden 
haben. „Als wir so neben dem Blaubeerstrauch auf 
dem GÜZ saßen und die tollen Kugeln aßen, dachten 
wir: Ohne die wunderbare Verpflegung der VoKü 
wären wir nie so weit gekommen.“ (so ein Beitrag auf 
dem Abschlussplenum). 

Letztes Jahr wurde bewiesen, dass es möglich ist, an-
gekündigt Aktionen auf einem Militärgelände durch-
zuführen. Dieses Jahr haben viel den Mut gefunden, 

Dokumentation:

Attacke auf Bürogebäude von 
ThyssenKrupp

Heute haben wir das Eingangsportal der Zentra-
le der ThyssenKrupp Industrial Solutions AG in der 
Großen Elbstraße 61-63 in der Hansestadt Hamburg 
demoliert. Dabei wurden Türen und Fenster einge-
schlagen. Ca. zwei Dutzend Flaschen verteilten wir an 
der Häuserfront, um den Sitz des Rüstungskonzerns zu 
kennzeichnen. Der Durchgangsverkehr vor dem Ge-
bäude wurde mit brennenden Barrikaden blockiert. 

War	starts	here	-	let‘s	stop	it	here	
------------------------------------  
ThyssenKrupp ist nach eigenen Angaben Weltmarkt-
führer in der Produktion nichtnuklearer U-Boote. Seit 
den 60er Jahren des letzten Jahrhunderts haben 
die zum Konzern gehörenden Unternehmen mehr als 
150 U-Boote hergestellt. Im Mai 2013 wurde auf 
der HDW-Werft in Kiel das sechste U-Boot des Typs 
212A an die deutsche Marine abgeliefert. 
ThyssenKrupp ist der Hauptproduzent von Überwass-
erkriegsschiffen für die deutschen Seestreitkräfte. 

ihre Ideen umzusetzen. Es ist endgültig gelungen, 
die Abschreckung zu überwinden, die ein genutzter 
Übungsplatz mit Hunderten Soldat_innen ausübt. In 
dieser Hinsicht war der Aktionstag ein großer Er-
folg, auch wenn keine enthusiastische Stimmung beim 
abendlichen Zusammensein zu spüren war. Wenn es in 
Zukunft gelänge auch noch andere Aktionsformen für 
Handlungen auf dem GÜZ zu finden, als das bema-
len von Gerät und Gehöft, kann ein zentraler Akti-
onstag am GÜZ eine gute Zukunftsaussicht haben.

Ich wünsche mir, dass es auch im nächsten Jahr ein 
Camp gibt –  etwas breiter aufgestellt, was das  
politischen Spektrum der Anwesenden angeht, mit 
genauso vielen guten work-shops, einem weiterent-
wickelten Aktionstag und mehr Teilnehmer_innen. 
Ansonsten könnte eine Stagnation in den Diskussionen 
und Handlungen eintreten, die dem Camp die nötige 
Dynamik nimmt und es zur Wiederholung des immer 
Gleichen verdammt. Es sind nun ein paar Monate 
Zeit, darüber nachzudenken und sich zu überlegen, 
wie man sich nächstes Jahr, wenn die Organisator_in-
nen es wieder auf sich nehmen wollen eines zu stem-
men, für das und auf dem Camp einbringen will.

Das ist jetzt schnell nach dem Camp geschrieben 
worden, um einen ersten Eindruck zu vermitteln. Ich 
hoffe, dass in den nächsten Wochen noch fundiertere 
Auswertungen auftauchen werden.

Eine Antimilitaristin

In den letzten 30 Jahren wurden an die 150 Kor-
vetten, Fregatten, etc. in alle Regionen der Welt 
verkauft. Im Ranking des Stockholm International 
Peace Research Institute (SIPRI), welches seit 1990 
die größten Waffenhersteller der Welt listet, nimmt 
ThyssenKrupp den Platz 49 ein, mit einem Umsatz 
von 2,1 Milliarden Euro im Jahr 2011. Im deutschen 
Kriegsgeschäft nimmt der Konzern hinter EADS und 
Rheinmetall den dritten Platz ein. ThyssenKrupp hat 
sich von seinem Yacht- und Handelsschiffbau getrennt 
und fokussiert sich jetzt gänzlich auf die Fertigung 
von Marineschiffen. Die Zentrale verließ den vorhe-
rigen Standort Blohm+Voss und residiert nun unter 
dem Namen ThyssenKrupp Industrial Solutions an der 
Großen Elbstraße. 
 
Unter diesem Namen werden die Aktivitäten von 
HDW, Blohm+Voss Naval und Kockums gebündelt. 
Auf der anderen Elbseite fabriziert der „zivile“ Teil 
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von Blohm+Voss als Auftragsnehmer unter der Regie 
des Finanzinvestors Star Capital die neuen Fregatten 
für die Bundesmarine. In den Auftragsbüchern des 
Rüstungsriesen finden sich Bestellungen für U-Boote 
und Fregatten um die 10 Milliarden Euro bis zum 
Jahr 2017. Die Interessenten sind universal zu fin-
den: Südkorea, Vereinigte Arabische Emirate, Indien, 
Pakistan,... Das autoritäre Regime Algeriens lässt in 
Kiel zwei Fregatten produzieren. Die Auslieferung soll 
2020 erfolgen. Vorort, wo bereits ein Konsortium von 
MAN und Rheinmetall den Tansportpanzer „Fuchs“ 
baut, ist von ThyssenKrupp eine Dependance einge-
richtet worden. Ende 2012 trudelte noch die Order 
für den Bau von zwei U-Booten aus Ägypten ein.  

Deutsche	Waffen,	deutsches	Geld	morden	mit	in	
aller	Welt	

--------------------------------------------------------  
Der NATO-Partner Türkei ist ein bedeutendes Emp-
fängerland deutscher Waffenexporte. ThyssenKrupp 
hat in der Vergangenheit die türkische U-Bootflotte 
aufgebaut und wird in der Zukunft 6 U-Boote an den 
Start bringen.  
Die Liste der milliardenschweren Waffenlieferungen 
an die türkische Armee und Polizei ist nahezu end-
los: Heckler+Koch und Rheinmetall ließen mehrere 
hunderttausend Schnellfeuergewehre in Lizenz vom 
türkischen Staatskonzern MKEK fertigen, u.a. das 
Standardgewehr der türkischen Armee G3 und die 
Maschinenpistole MP5; Krauss Maffei Wegmann 
lieferte mehrere hundert Leopard 1 und Leopard 2 
Panzer; EADS baut mit Turkish Aerospace Industries 
(TAI) die Drohne TALARION; Daimler liefert Militä-
runimogs; MTU, Rheinmetall und RENK sind an der 
Entwicklung und Herstellung des neuen türkischen 
Kampfpanzers ALTAY beteiligt; geliefert wurden 
Torpedos, LKW, Brückenpanzer, Patroullienboote, 
Munition; die Restbestände der NVA gab es sogar 
geschenkt...  

Militär und Polizei wurden von deutschen Repressi-
onskräften, u.a. der GSG9, ausgebildet. Das BKA 
organisiert Lehrgänge und Austauschprogramme zur 
Aufstandsbekämpfung für die türkischen „Sicherheits-
behörden“ und verschenkte so nebenher Observa-
tions- und Computertechnik, Diensthunde und Schutz-
westen für 300.000,- Euro. Jährlich wird Pfefferspray 
mit den zugehörigen Abschussgeräten für 140.000,- 
Euro an den Bosporus exportiert.  
 
Der Krieg der türkischen Armee gegen den kur-
dischen Befreiungskampf, die Aufrüstung gegen 
Aufstandsbewegungen und Guerilla in der Türkei hat 
viel Geld in die Kassen deutscher Rüstungskonzerne 
gespült.  
 
Mit unserer Aktion gegen ThyssenKrupp wollen wir 
auch unsere Solidarität mit der Junirevolte in der 
Türkei ausdrücken und militante Grüße nach Istan-
bul, Ankara, Amed, Eskisehir,... senden. Die Kämpfe 
sind noch nicht vorbei. In Stadtteilversammlungen 
wird über die weiteren Schritte diskutiert und erneut 
gab es Versuche, den Gezi-Park wiederzubesetzen. 
Unsere Solidarität gilt den vielen Verhafteten und 
durch Polizeigewalt Verletzten. Bis Ende Juni haben 
die Bullen 130.000 (!) Patronen Reizgas verschossen. 
Viele Menschen erlitten durch die Geschosse schwere 
Kopfverletzungen oder verloren ihr Augenlicht. An-
fang Juli wurden über 40 Tonnen neues Gas bestellt.  
Wir werden die von den Bullen ermordeten Mehmet 
Ayvalitas, Abdullah Cömert, Ethem Sarisülük, Medini 
Yildirim und Ismail Korkmarz im Gedächtnis behalten!  
 
- özgürlük için omuz omuza her yer direniş! -  
çapulcu, 1.8.2013  

Wir fordern die sofortige Freilassung von Sonja und 
Sybille, die wegen ihrer unversöhnlichen und kom-
promisslosen Haltung gegenüber der deutschen Justiz 

in Frankfurt eingeknastet sind. 
Gegen Sonja Suder läuft ein Pro-
zess wegen Mitgliedschaft in den 
Revolutionären Zellen (RZ). Die 
RZ und die Rote Zora haben in 
den 70er, 80er und 90er Jahren 
viele Aktionen gegen NATO-In-
frastruktur, Rüstungsfirmen (u.a. 
gegen die Kriegswerft Lürssen 
wegen der Lieferung von Kriegs-
gerät in die Türkei) und Militär-
einrichtungen durchgeführt. Sie 
sind Teil der Geschichte mili-
tanter antimilitaristischer Kämp-
fe in der BRD.  
 
- Sommer für Sonja und Sybille! 

irgendwer 01.08.2013
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spiel mir das 
lied vom tod
die musikschau schafft unter dem deckmantel der „völkerverständigung“ akzeptanz für
militarisierung und Krieg. dem gilt es entgegenzutreten: Keine Normalität für das töten!

musiKschau der NatioNeN
störeN !  26.-29. JaNuar 2014
https://liedvomtod.Noblogs.org

Bremen erleben!
buNdesWehr
aus dem taKt

briNgeN !

Marschmusik	–	Kehrt	marsch!

“Wenn jemand Freude daran hat, bei Musik in
Reih’ und Glied zu marschieren, dann verachte
ich ihn schon deswegen, weil er sein Gehirn nur
wegen eines Irrtums bekommen hat; ein Rückenmark
hätte gereicht.”  Albert Einstein

Vom 24. bis 26. Januar 2014 soll in der Bremer 
Stadthalle bereits zum 50. Mal die “Musikschau der 
Nationen” stattfinden. Dann wird Bremen wieder von 
hunderten Militärmusiker*innen aus aller Welt besucht 
werden. Stets spielen auf der Musikschau internatio-
nale Militär- und Polizeiorchester. Die Militärorches-
ter der Bundeswehr sind obligatorischer Weise auch 
immer mit dabei, für 2014 ist bereits das Wehrbe-
reichsmusikkorps III aus Erfurt angekündigt. Außer-
dem sollen u.a. die Musique de l´Artillerie de Rennes 
aus Frankreich und die United States Air Forces in 
Europe Band kommen.

Die Veranstaltung, die mit tausenden Besucher*innen 
als das bedeutenste Militärmusikfestival Europas gilt, 
wird vom Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge 
(VDK) organisiert. Der Erlös aus den Eintrittsgeldern 
und aus den Fernsehübertragungsrechten (die Veran-
staltung wird regelmäßig im Fernsehen übertragen), 
geht stets in die Kassen des VDK. Dieser bemüht sich
die Musikschau der Nationen als als “Beitrag der
Völkerverständigung” zu v
erkaufen. 

Wir fragen uns, was 
Völkerverständigung im 
militärischen Sinne sein soll. 
Zwar spielen bei der Musikschau der 
Nationen auch immer wieder zivile 
Gruppen auf, doch das wichtigste 
Kernelement für Besuchende und 
Veranstaltende ist die Marschmusik der 
Militärorchester.

Der Sinn und Zweck dieser Marsch-
musik bestand im Altertum darin, 
kämpfende Soldat*innen zu lenken
und während des Kampfes mit dem 
Feind zu unterstützen. Heute kommt 
den Militärorchestern die Rolle zu, 
u.a. für gute Stimmung an der 
Heimatfront zu sorgen und 
dadurch das Geschäft der 
Kriegsführung zu normalisieren, 
damit in der Gesellschaft 
Akzeptanz für Militarisierung 
und Krieg geschaffen wird: 

“Lustige Blasmusik” soll davon ablenken, dass Militär 
mit Töten assoziiert wird. Dass dieses Festival dann 
auch noch unter dem Motto der “Völkerverständi-
gung” laufen soll ist einfach nur lächerlich.

Im Jahr 2011 übernahm der damalige Kriegsminister
Karl- Theodor zu Guttenberg erstmals die Schirm-
herrschaft über die Veranstaltung. Hier zeigte sich 
einmal mehr wie eng die Musikschau mit Militär und 
Rüstung verwoben ist. Damit passt sie auf eine zy-
nische Art und Weise sehr gut nach Bremen, denn 
Bremen ist ein bedeutender Rüstungsstandort
(Rüstungsproduktion, Rüstungsforschung,
Rüstungslogistik).

Deshalb rufen wir euch auf im Januar 2014 nach
Bremen zum Aktionswochenende zu kommen und
die “Musikschau der Nationen” zu stören.

Keine	Normalität	für	das	Töten.
Keine	Normalität	für	Krieg.

War	starts	here!
Widerstand	auch!

„Spiel mir das Lied vom Tod“
Musikschau der Nationen stören!
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Ich höre immer wieder es ist Krise. 
Hhm... wessen Krise eigentlich? 

Eine Krise der Banken? Eine Wirtschaftskrise? 
Oder doch nur eine Krise des Immobilienmarktes? 

Ist nicht der Kapitalismus die Krise oder ist er bloß in 
einer Krise? 

Wem schadet die Krise und wem nützt sie? 
Deutschland scheint sie bisher ja zu nützen. Tja, aber 

was nützt das mir? Und wer ist eigentlich dieser 
Deutschland? Und warum finden den alle immer geil? 
Hat er in der Vergangenheit eigentlich irgendetwas 

Gutes gemacht? 
Und was hat er mit mir zu tun? 

Fängt er nicht regelmäßig Kriege mit Anderen an? 
Bringt er nicht Andere um, nur um seine Interessen 

durchzusetzen? 
Und wer sind diese Anderen eigentlich? 

Was macht sie anders als mich oder dich? 
Eine Linie auf einer Karte? 

Eine Mauer in der Landschaft oder in meinem Kopf? 
Und wer bin ich überhaupt? Bin ich eine Frau, ein 

Mann, nichts davon oder bin ich auch anders? 
Und wenn ich auch anders bin, warum will dieser 
Deutschland dann immer mein Repräsentant sein? 

Und warum brüllen ständig saufende Männerhorden 
seinen Namen? 

Und was machen eigentlich die Frauen während-
dessen? Mädelsabend mit Prosecco und 

Germany‘s next Topmodel? 
Und sind sie froh, dass sie nicht mit brüllen müssen oder 

würden sie gerne, werden aber nicht beachtet oder 
wird es ihnen gar verweigert? 

Und wie kommt es eigentlich, dass in dieser ach so 
emanzipierten Gesellschaft immer noch vorwiegend die 
Frau für Haushalt und Familie zuständig ist, obwohl es 

gleichzeitig immer mehr sogenannte
 Karrierefrauen gibt?

Liegt es an ihrer „natürlichen“ Eignung oder an der 
Gesellschaft? Was ist dran am Bild der Frau? 

Und wer legt eigentlich fest, wer Mann und wer Frau 
ist? Und ist das jetzt dieses Patriarchat?

Wut	im	Bauch

Jaja, den Kapitalismus, das Patriarchat und die Nati-
on gibt es immer noch. Und nun? Bei allem, was bishe-
rige Kämpfe, ob groß oder klein, bewirkt haben, 
vermochten sie nicht, diese Herrschaftsformen als 
umfassendes Ganzes abzuschaffen. Doch nicht allein 
diese Verhältnisse existieren noch, sondern auch die-
jenigen, die sie überwinden wollen, mit all ihrer mal 
mehr, mal weniger klar artikulierten Wut. Und auch 
wir als Verfasser_innen dieses Papiers teilen diese 
Wut und versuchen, Wege in eine emanzipatorische 
und solidarische Gesellschaft zu beschreiten. Wir tei-
len sie jedoch nicht mit jenen, die ihre Wut lieber auf 
Sündenböcke richten, als die Verhältnisse als solche 
anzugreifen und zu kritisieren. Dies können zum 

Beispiel vermeintlich antikapitalistische Faschistinnen 
und Faschisten sein. Wir sehen uns an dieser Stelle mit 
dem Problem konfrontiert, all die Gründe für unsere 
Wut zu benennen, ohne in eine monotone Aufzählung 
zu verfallen, die Gefahr läuft, Hierarchien zu schaf-
fen oder zu vermitteln. Jede_r Einzelne von uns wur-
de unterschiedlich politisiert und inspiriert, wie etwa 
durch Frauenkämpfe, Antifabewegung, Tierrechtsbe-
wegung, widerständige Subkulturen oder autonome 
Politik. Die Wege zu unseren jetzigen Standpunkten 
waren Mal kürzer und Mal länger, Mal steinig und 
Mal gut gepflastert. Diese Kämpfe treiben uns nach 
wie vor an, doch sehen wir sie heute im Kontext von 
etwa Kapital, Nation und Patriarchat. Letztere be-
greifen wir als etwas Zusammenhängendes, das uns 
alle angeht. 

Lieber	gemeinsam	als	einsam!

Um diesen zusammenhängenden Verhältnissen etwas 
entgegenzusetzen und sie angreifen zu können, halten 
wir es für notwendig, ja unumgänglich, dass Men-
schen sich miteinander organisieren. Diese Organisie-
rung sollte dabei jedoch auf keinen Fall zum reinen 
Selbstzweck verkommen, sondern sich an der Errei-
chung formulierter Ziele orientieren. Mal kann sich 
das zu einem Theoriezirkel verfestigen, mal zu einem 
entschlossenen Mob auf der Straße. So ist immer 
abzuwägen, mit welchem Mittel die Ziele im entspre-
chenden Moment am besten erreicht werden können. 
Organisierung kann aber auch bedeuten, dass ge-
meinsam die Wunden der staatlichen Repression oder 
erfahrener Gewalt versorgt werden oder schlichtweg 
ein fester Rahmen für Auf- und Verarbeitung alltäg-
licher – und oft auch persönlicher - Probleme oder 
Ärgernisse geschaffen wird.  Gleichwohl bietet sie 
aber auch die Möglichkeit individuelle Fähigkeiten 
und Stärken zusammenzuführen. Wichtig finden wir 
im Kontext der Organisierung auch, dass Kämpfe 
nicht nur aus der eigenen Perspektive angegangen 
werden, sondern wir diese auch kritisch reflektie-
ren und versuchen, uns in die Position von anderen, 
womöglich stärker von bestimmten Unterdrückungs-
formen betroffenen Menschen hineinzuversetzen. 

P	wie	privat,	P	wie	politisch,	P	wie	Trennung,	
P	wie	Pustekuchen

Eine strikte Trennung zwischen politischem Handeln 
und dem Privaten is nich drin. Die gegenseitige 
Unterstützung in allen Lebensbereichen stellt für uns 
die Basis unseres Handelns dar, da diese auch von 
äußeren Umständen und unseren Befindlichkeiten 
bestimmt und teilweise begrenzt wird. Bedeutend ist 
für uns auch die Kollektivierung unserer Wut sowie 
die gemeinsame Aufarbeitung und das Auffangen 
individueller Alltagsprobleme und -sorgen. Durch die 

Betrachtung dieser Prozesse mit dem Wissen um 

Wir schmeißen mit Grundsteinen... 
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strukturelle Unterdrückungsverhältnisse wird deutlich, 
dass es sich meist nicht um Einzelschicksale handelt, 
sondern diese Probleme viele Menschen umtreiben. 
Durch diese Erkenntnis gewinnen wir, individuell sowie 
als Gruppe, an Stärke. So versuchen wir der Verein-
zelung in der bürgerlichen Gesellschaft etwas entge-
gen zu setzen. Die Grundlage für unser gemeinsames 
Handeln liegt unseres Erachtens somit im Privaten.

[...]	war	hier

Ob auf politischen Pamphleten, Infotischen oder 
Cocktailkarten – oft und nahezu überall finden sich 
die Stempel der jeweils Verantwortlichen. Das halten 
wir für überflüssig. Eine Botschaft oder Aktion verliert 
nicht an Wirkung, wenn sie nicht mit einem Namen 
versehen ist. Dass die dadurch geschaffene An-
sprechbarkeit der jeweiligen Gruppen durchaus von 
Vorteil sein kann, wollen wir nicht zur Debatte stellen. 
Wir wollen stattdessen unterstreichen, dass bei einer 
solchen Label-Politik nicht nur Aktionen oder Texte mit 
einem Vorurteil besetzt sind, sei es ein positives oder 
negatives, das eine unvoreingenommene Betrachtung 
verhindert, sondern durch sie auch eine Zentralisie-
rungstendenz mitschwingt. Dem wollen wir ein de-
zentrales Konzept entgegensetzen, in dem sich Indi-
viduen oder Zusammenhänge von den Aktionen oder 
Theorien an sich inspirieren lassen und selbst Dinge 
initiieren, statt dauerhaft Verantwortung abzugeben 
und auf einen Namen zu vertrauen. Damit soll nicht 
gesagt werden, dass wir uns namenlos bewegen. So 
wird sich sicher ab und an ein Name zur Zuordnung 
finden, jedoch sollte er nicht wichtiger sein, als die 
Publikation, Aktion oder ...

Eine	Seifenblase	platzt	selten	allein...

Größere Organisierungskonzepte und Kooperati-
onen lehnen wir nicht partout ab, jedoch geht unsere 
Politik zunächst von uns aus. Unsere Lebenssituation 
beeinflusst unser Handeln. Was nicht etwa heißen soll, 
dass wir die aus unserer gesellschaftlichen Position 
resultierenden Privilegien zementieren wollen, son-
dern dass wir sie aus dieser Position heraus angreifen 
und uns gleichzeitig mit den anders und/oder stärker 
von Unterdrückung Betroffenen in ein solidarisches 
Verhältnis setzen. Das heißt für uns, dass wir nicht für 
und über die Betroffenen, sondern mit ihnen sprechen 
und handeln. Mit ihnen und mit Zusammenhängen, 
Gruppen und Personen, mit denen wir grundlegende 
Positionen teilen, wollen wir Bündnisse eingehen. Eine 
Bündnispolitik, die lediglich darauf abzielt, Massen-
bewegungen zu generieren und dabei eigene Stand-
punkte aufgibt oder billigend verwässert, ist nicht die 
unsere. Das heißt nicht, dass wir uns in unserer Nische 
verkriechen, sondern unsere Kritik, Vorstellungen und 
Perspektiven darüber hinaus tragen wollen. Zuwei-
len kann es notwendig sein, in Bündnissen zu wirken, 
deren Forderungen uns im Grunde nicht weit genug 
gehen. Notwendig, um größeres Leid, reaktionäre 

Tendenzen und direkte Gefahren in den bestehenden 
Verhältnissen zu verhindern. Unsere Perspektive weist 
jedoch weiter. Wir streben eine Gesellschaft ohne 
Herrschaft, Schranken und Konkurrenz an. Das heißt 
auch eine stetige Reflexion eigener Denkschemata 
sowie eine konsequente Ablehnung des Bestehenden. 
Zudem ist es notwendig gewohnte Szenepositionen 
und eigene Ansprüche sowie Privilegien in Form von 
Wissenshierarchien, Sprache und spezifisch linker Dis-
kussionskultur zu hinterfragen. Wir wollen nicht immer 
nur mit demselben Blickwinkel in unserer Seifenblase 
verharren. Daher hat die Vermittlung von Wissen, Er-
fahrungen und Techniken für uns einen hohen Stellen-
wert, um auch neuen Leuten die Teilnahme an emanzi-
patorischen Prozessen zu ermöglichen. Im besten Fall 
findet dadurch - unter anderem -  eine Bereicherung 
um neue Perspektiven statt. Wir richten uns gegen 
das Wiederkäuen dumpfer Parolen, Dogmen und 
Ideologien. So wie sich die Formen der Herrschafts-
mechanismen verändern, so müssen auch wir uns 
stetig auf neue Umstände einstellen und unsere Kritik 
daran ausrichten.

Alles	muss	kaputt	sein!

Manchmal - leider zu selten – bricht sich die Wut in 
unserm Bauch Bahn und entlädt sich, mal mehr, mal 
weniger zielgerichtet gegen das, was uns die Luft 
zum Atmen nimmt. Emanzipatorische Praxis äußert 
sich in unseren Augen nicht nur in entschlossenem Han-
deln auf der Straße, sondern ebenso durch Konse-
quenz im Denken. Wir begreifen unsere Handlungen 
als direkte Folge unserer Gedanken. Das heißt, dass 
wir unser Handeln so ausrichten, dass es unseren 
Idealen entspricht. Zuweilen geht diese Konsequenz 
und die daraus folgende unverträgliche Haltung ge-
genüber dem Bestehenden mit einem gewissen Risiko 
einher. Und wir sind bereit, dieses auf uns zu nehmen. 
Zusammenfassend betrachten wir diese Haltung als 
militant. Militanz bedeutet derzeit  allerdings auch, 
den Mut aufzubringen das Bestehende zu negieren 
und die Dinge neu und anders zu denken, um daraus 
konkrete Utopien zu entwickeln. Militanz bedeutet für 
uns auch Gegengewalt aufzubauen um die gewalt-
tätigen Verhältnisse zu brechen und so ein Ende der 
Gewalt zu erreichen. Die Anwendung von Gewalt ist 
für uns  dann ein legitimes Mittel, wenn sie darauf 
ausgerichtet ist eine Gesellschaft einzurichten in der 
alle Menschen frei von Unterdrückung, Zwang und 
einer Bedrohung für ihre körperliche und psychische 
Unversehrtheit leben und sich entfalten können. Kurz 
die Einrichtung einer emanzipatorischen Gesellschaft 
oder zumindest die Annäherung an dieses Idealbild. 
Die derzeitige Krise offenbart die Unfähigkeit der 
kapitalistischen Wirtschaftsordnung, allen Menschen 
eben dieses - im besten Sinne - gute Leben zu ermög-
lichen. Unserer Meinung nach ist dies ein geeigneter 
Zeitpunkt, um die Alternativlosigkeit dieser Ordnung 
wieder für mehr Menschen hinterfragbar zu machen. 

Zum Einen indem wir unser Leben in Selbstorgani-15



sierung, soweit das eben möglich ist, in die eigenen 
Hände nehmen und  Strukturen erproben, in denen 
Hierarchien - soweit eben möglich -  abgebaut wer-
den sollen. Diese Strukturen wollen wir anderen Men-
schen zum Beispiel geben. Und zum Anderen in dem 
wir versuchen dem strauchelnden Kapitalismus den 
nötigen Stoß zu verpassen, damit er endlich fällt. Uns 
ist klar, dass wir mit dem Ende des Kapitalismus noch 
lange nicht in der emanzipatorischen Gesellschaft 
angekommen sind, die wir weiter oben beschrieben 
haben, aber wir denken das die Gelegenheit mo-
mentan verhältnismäßig günstig ist, um zumindest 
einen Versuch zu starten, dieses eine von mehreren 
großen Übeln unserer Zeit loszuwerden.

Dieses Papier ist weder eine differenzierte Ge-
sellschaftsanalyse, noch hat es den Anspruch, eine 
solche zu sein. Es legt viel mehr unsere Motivation und 
unsere derzeitigen Standpunkte offen und stellt die 
Grundsteine für unsere gemeinsame Organisierung 
dar...

… und mit diesen Grundsteinen schmeißen wir!!

grisù, Hannover 2013      
   grisu_h@riseup.net

Viele Fragen, und jetzt? 
Gibt es Antworten? Und wenn ja, wer gibt sie mir? 

Oder kann ich sie mir selber geben? 
Und warum eigentlich nur mir? 

Gibt es nicht auch andere Menschen, die Antworten 
suchen? Aber Antworten kann man ja nicht essen oder 

drin wohnen. Und wie geht es jetzt weiter?
 Kann ich nur mit Antworten auf meine Fragen etwas 

ändern? 
Und kann ich allein überhaupt irgendwas ändern? 

Und was ist, wenn ich mich dem alleine nicht gewachsen 
fühle? Was ist denn mit den anderen Menschen?  Ha-

ben sie vielleicht die gleichen Fragen und Probleme wie 
ich und könnte ich nicht auch gemeinsam mit ihnen nach 

Lösungen suchen? 
Aber haben überhaupt alle die gleichen Probleme? 
Eigentlich gibt es ja genug andere, die irgendwie 

unzufrieden sind. 
Sollten wir die Veränderung nicht gemeinsam

 in die Hände nehmen?

Wenn ihr verschlüsselt mit uns kommunizieren wollt, 
könnt ihr unseren PGP-Schlüssel per Email be-
kommen. Schreibt uns dazu einfach vorab eine unver-
schlüsselte Mail, in der ihr nach dem Schlüssel fragt.

Am 22.5.13 stürmten, um 6.00 Uhr in der Frühe, 
bewaffnete Spezialkräfte die Wohnungen mehrerer 
GenossInnen. In Folge dessen fanden umfangreiche 
Hausdurchsuchungen in insgesamt 21 Objekten in 
Berlin, Stuttgart und Magdeburg statt. Vorgeworfen 
wird den Beschuldigten die Mitgliedschaft und Unter-
stützung der Revolutionären Aktionszellen (RAZ) und 
der Revolutionären Linken (RL), sowie die Mitwirkung 
an der Publikation der klandestinen Zeitschrift „ra-
dikal“. Die Revolutionären Aktionszellen sollen, laut 
Durchsuchungsbeschluss, eine Nachfolgeorganisation 
der militanten Gruppe (mg) darstellen. 

Olli R., welcher aufgrund einer Verurteilung wegen 
angeblicher Mitgliedschaft in der militanten Grup-
pe kurz vor einer Entscheidung seines Antrages zur 
Aussetzung der Haft auf 2/3-Strafe stand, wurde 
im Kontext der Razzien in den geschlossenen Vollzug 
nach Berlin Tegel verschleppt. Sein Antrag wurde 
abgelehnt. 

Die Akten, welche den neun Beschuldigten nun prä-
sentiert werden, lassen eine jahrelange, äußerst 
umfangreiche Überwachung erkennen. Der Teil, wel-
cher den Anwälten momentan zur Verfügung gestellt 
wird, enthält dabei sicherlich nur einen ausgewählten 
Bruchteil des eigentlich vorhandenen Materials. 

Mittel zur Überwachung waren, neben der mittler-
weile sehr häufig angewandten Telefonüberwachung 
auch die, im Zusammenhang mit den Protesten zum 
Naziaufmarsch in Dresden bekannt gewordene mas-
senhafte Handyortung über Funkzellen, sowie alther-
gebrachte Observationen. Zur Handyortung wurden 
so genannte „stille SMS“ versandt. 

Anfang Juni beantragte der Generalbundesanwalt 
beim Bundesgerichtshof die Entnahme der DNA meh-
rerer Beschuldigter.

Die Kriminalisierung soll uns spalten, doch sie wird, 
wenn wir dieses Ziel erkennen und dementsprechend 
handeln, lediglich das Gegenteil erreichen. Unsere 
Antwort darauf kann also nur die Vernetzung und der 
gemeinsame Kampf der verschiedenen Teile dieser 
angegriffenen Bewegung sein.

Linke	Politik	verteidigen!	
Fünf	Finger	sind	eine	Faust!
Freiheit	für	Olli!

soligruppe.blogsport.eu

Razzien und §129 Verfahren wegen 
RAZ und Radikal
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Am 14.08.2013 haben die Bullen acht Wohnungen 
in Berlin Mitte, Kreuzberg und Neukölln gestürmt. In 
Friedrichshain drangen Bullen einer Einsatzhundert-
schaft zusammen mit SEK Trupps in das Hausprojekt 
Rigaer Strasse 94 ein. 

Es wurden zwei Gründe für die Durchsuchungen 
angegeben. Farbe und Glasbruch in Berlin am 2. 
Mai gegen mehrere JobCenter, die die Aktivist_innen 
damals so begründeten „...weil wir Jobcenter und 
Arbeitsämter für zentrale Institutionen zur Durchset-
zung des Zwanges zur Arbeit halten und obendrein 
verantwortlich für die meisten der in nächster Zeit 
drohenden Zwangsräumungen.“ Eine Demo am 07. 
Juni in Solidarität mit den Revolten nach der Räumung 
des Gezi Parks in Istanbul. Ca. 50 Personen hatten 
eine kurze, wilde Demo in Kreuzberg gemacht und 
Barrikaden am Kottbussser Tor errichtet. Die Bullen, 
welche zu dem Zeitpunkt gerade dabei waren Dro-
genkontrollen durchzuführen, wurden mit Steinen und 
Brandsätzen angegriffen. Danach löste sich der Mob 
wieder auf. 
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Heute gegen kurz nach 6.00 Uhr haben mehrere 
Hundertschaften (13te, technische Einheiten, LKA 
und das SEK) unser Haus gestürmt und zwei Durch-
suchungsbescheide vollstreckt. Dabei flexten und 
brachen sie Türen auf, stürmten alle Zimmer unseres 
Hauses und trieben die Leute zusammen.Erstaunlicher-
weise verzichteten sie diesmal auf größere Randale 
in unserem Haus. Es wurde ein Zimmer im Zusammen-

hang mit der Solidaritäsbekundung mit den Revolten 
in der Türkei (versuchter Mord) und ein weiteres Zim-
mer im Zusammenhang mit Angriffen gegen Ausbeu-
tung und Arbeitswahn (Brandstiftung an Jobcenter) 
durchsucht. Ein Beschuldigter wurde gezwungen seine 
DNA abzugeben. 

Sie schnüffelten aber nicht nur selber, sondern nö-
tigten mehrere Hunde vermeintliche Sprengstoffe 
und Brandmittel zu finden. Sie sicherten mit einem 
Hubschrauber unser Dach und besetzen es mit ei-
ner Einheit des SEK. Zeitgleich griffen sie weitere 
Projekte, Wohngemeinschaften und Wohnungen von 
Genoss_innen an und durchsuchten diese ebenfalls. 
Gegen 12.30 Uhr waren die Cops wieder aus un-
serem Haus verschwunden. Vorher gaben sie sich zu 
unserem Erstaunen einige Mühe uns die Türen zu re-
parieren, auch wenn sie sich dabei nicht allzu schlau 
anstellten. Bevor sie unser Haus verließen nahmen sie 
noch einiges an altem Müll von unserem Dachboden 
mit und die x-box des Hauses, was wir darauf zu-
rückführen, dass sie unterbinden wollen, dass wir in 
zahlreichen Nächten bei Grant Theft Auto die Stadt 
zerlegen.  Spaß beiseite! Wir sind stinksauer, wir 
hassen euch und keiner will euch haben! Wir sehen 
diesen Angriff nicht nur auf unsere Projekte bezogen, 
nicht nur darauf, dass wir nicht bereit sind, die ganze 
Scheiße hinzunehmen, sondern es geht auch darum, 
selbstbestimmtes Leben im Kollektiv als Gegenmodell 
zu kapitalistischer Vereinzelung anzugreifen. Wäh-
rend die sich aber andauernd untereinander gestrit-
ten haben, haben wir versucht das Beste draus zu 
machen. 

Razzien in Berlin wegen Jobcenter 
Aktionen und Angriff auf Bullen

E-Books scheinen immer mehr Leuten eine praktische 
Alternative zum papiernen Buch. Leicht, auch im Dun-
keln lesbar, platzsparend und schick. 

Was	bist	du	für	eine	Leser_in?
Wie viele Seiten schaffst du pro Stunde? Die Le-
ser_innen der „Tribute von Panem“ brauchten durch-
schnittlich 0,95 Seiten pro Minute. Nicht schlecht, 
oder? Du hast vergessen, wie lange du am letzten 
Boyle gelesen hast? Arbeitest du nicht, dass du bis 
4 Uhr liest, an einem Montag? Welche Stelle hattest 
du dir markiert? Vergessen? Macht nichts, dein E-
Book-Händler weiß es. Alles was du mit dem E-Book 
machst, weiß er. Um wie viel Uhr du dein Ding zur 
Hand nimmst und zu lesen beginnst, wie lange du im 
Durchschnitt am Stück liest, wann du Pause machst, an 
welcher Stelle du ein Buch abbrichst, welche Stellen 
du markierst oder kommentierst – was du kommen-
tierst.

E-Book? Weg mit dem Dreck!
Alles was du mit einem E-Book machst, wird gespei-
chert – und zum Eigentum von Amazon, Google oder 
Apple. In den Nutzungsbedingungen muss man dem 
zustimmen, bevor man ein Buch runterladen kann 
– auch in der BRD. Das Kleingedruckte nicht gelesen?
Die E-Book-Konzerne und Verlage werten die Daten 
aus, begutachten dein Leseverhalten, gleichen es mit 
dem anderer ab, schauen welches Buch warum an 
welcher Stelle vielleicht abgebrochen wurde, schaf-
fen Angebote die zu dir passen, weil sie wissen, dass 
du einen langen Text gerne mal unterbrichst, um was 
Kleines zu lesen – darf‘s zwischen Belletristik und 
Lyrik noch etwas Politisches sein? Wenn du es nicht 
weißt, weiß es der Konzern deines Vertrauens.
Schmeiß das Ding weg! Es ist nichts anderes als ein 
Überwachungsinstrument. Du findest es natürlich total 
praktisch. Klar, sonst würdest du es ja nicht freiwillig 
mit dir rumschleppen. Du hast nichts zu verbergen? 

Wenn du wüsstest...                                 leseratte17



...	warum	dieser	text?

Aktuell können wir im Internet verschiedene Fälle 
finden, in denen Menschen in Zusammenhang mit Er-
mittlungen im „linksradikalen Spektrum“ aufgefordert 
werden, ihre DNA abzugeben.  

Am 22. Mai diesen Jahres wurden Wohnungen und 
Räumlichkeiten in Berlin, Magdeburg und Stuttgart 
durchsucht - ermittelt wird in einem § 129-Verfahren 
gegen angebliche Mitglieder der Revolutionären 
Aktionszellen (RAZ), laut Bundesanwaltschaft eine 
Nachfolgeorganisation der militanten gruppe. Neun 
Personen wurden aufgefordert, ihre DNA abzugeben.

Bezüglich der Brandstiftung gegen 42 Bundeswehr-
fahrzeuge in Dresden 2009 lud das Landeskrimi-
nalamt Sachsen im November 2012 eine Person zur 
Speichelprobe zwecks Feststellung der 
DNA vor. Wenn der Betroffene nicht bis 
Monatsende erscheine, werde man 
eine richterliche Anordnung zur 
DNA-Entnahme einholen. 

Im September 2012 kam es 
während dem anti-militaris-
tischen Camp gegen das 
GÜZ (Gefechts-Übungs-
Zentrum) in der Altmark 
zur Festnahme von fünf Personen, denen eine 
Aktion mit Farbe auf eine Ingenieurfirma, die an der 
Planung der Kriegs-Übungsstadt „Schnöggersburg“ 
auf dem GÜZ beteiligt ist, vorgeworfen wird. Der 
Fahrzeughalter (der nicht unter den Festgenommenen 
war) wird der Beihilfe beschuldigt. Gegen ihn läuft 
ein weiteres Verfahren nach §109e (Sabotage an 
Wehrmitteln), in dessen Zuge ihm eine versuchte 
Straftat auf dem Gelände des GÜZ vorgeworfen 
wird.
Die fünf wegen angeblicher Sachbeschädigung 
Festgenommenen werden nun auch im Verfahren nach 
§109e beschuldigt. Hierüber soll die von ihnen sowie 
vom Fahrzeughalter durch die Staatsanwaltschaft ge-
forderte Abnahme von DNA gerechtfertigt werden. 

(siehe: http://www.abc-berlin.net/zu-staatlich-gefor-
derten-dna-abgaben-bei-ermittlungsverfahren)

Am 27. Juli dieses Jahres fand ein Brandanschlag auf 
die Bundeswehrkaserne in Havelberg in der Altmark 
statt, bei dem 16 Bundeswehrfahrzeuge teilweise 
komplett zerstört wurden. Daraufhin wurde auf dem 
Gelände des im gleichen Zeitraum stattfindenden 
zweiten antimilitaristischen Camps gegen das GÜZ 
ein Auto beschlagnahmt, welches die Ermittlungs-
behörden in angeblichem Zusammenhang mit dem 
Anschlag sehen. Der Staatsschutz erklärte, das 

kleine moleküle, großer effekt?
über dna-entnahmen und die notwendigkeit solidarischen widerstandes

Auto bleibe vorerst beschlagnahmt, um darin vorge-
fundene Spuren mit denen am „Tatort“ abzugleichen. 
Ermittelt wird auch in Hinblick auf Zusammenhänge 
mit anderen Anschlägen auf Bundeswehrfahrzeuge.
(siehe https://linksunten.indymedia.org/en/
node/92202)

Wir wissen, dass diese Fälle nur Beispiele sind: Es 
ergehen weit mehr Aufforderungen zu DNA-Entnah-
men als die, von denen wir erfahren und das Einsam-
meln von DNA-Spuren an „Tatorten“ ist zur gängigen 
Ermittlungsmethode geworden. In Deutschland wurde 
die erste DNA-Datenbank 1998 eingerichtet, aber 
auch in anderen Ländern stellen DNA-Datenbanken 
ein immer wichtigeres Kontroll- und Repressionsinstru-
ment in den Händen der Nationalstaaten dar.
Wir sehen dies als Anlass dazu, uns damit zu be-
schäftigen, welche Relevanz DNA-Entnahmen und 
-Speicherungen für uns und unsere politischen Praxen 
haben. Wir finden es unerlässlich, uns mit Fragen 

nach Widerstandsmöglichkeiten und Solidarität 
auseinanderzusetzen.

Uns ist dabei bewusst, dass 
die DNA-Entnahmen in 

politischen Ermitt-
lungsverfahren Teil 

der generellen DNA-
Sammel- und Spei-

cherwut sind. Wir wissen, dass diese nicht nur uns als 
Anarchist_innen, Autonome, Aktivist_innen, Linksra-
dikale... trifft, sondern vor allem auch (konstruierte) 
Personengruppen, die dem so genannten Bereich der 
Kleinkriminalität zugeordnet werden. Es geht um die 
Kontrolle von und die Repression gegen Personen und 
vermeintliche Gruppen, deren Handeln unerwünscht 
ist, weil es eine potenzielle Bedrohung für die beste-
henden Verhältnisse darstellt. Egal ob die Personen 
und Gruppen diese bewusst oder unbewusst gefähr-
den.
Unsere eigene (potenzielle) Betroffenheit von DNA-
Entnahmen in den gesellschaftlichen Kontext zu 
stellen, bestärkt uns darin, uns mit der Thematik zu 
befassen und nach einem offensiven Umgang zu 
suchen.

dna?	-	von	säuren...

Speichel, Schuppen, Blut, aber auch kleinste Mengen 
von Hautabrieb - unvermeidliche Spuren, die unse-
re Körper überall hinterlassen, wo wir uns aufhalten 
oder bewegen. In jeder Zelle, aus denen sich diese 
Spuren zusammensetzen, befinden sich mikroskopisch 
kleine Moleküle, die genetische Informationen enthal-
ten. Diese Moleküle werden Desoxyrobinukleinsäure; 

kurz DNA (manchmal auch DNS; S für Säure, A 
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fürs englische Wort „acid“) genannt. Die Wahr-
scheinlichkeit, dass zwei nicht verwandte Menschen 
die gleichen DNA-Daten besitzen, geht gegen null, 
weshalb DNA-Spuren - wenn sie beim Einsammeln 
nicht verunreinigt oder vermischt werden - zur angeb-
lich eindeutigen Identifizierung von Personen genutzt 
werden können. Ausnahme sind dabei eineiige Zwil-
linge, die identische Erbinformationen haben. Relativ 
leicht kann durch DNA das genetische Geschlecht 
zugeordnet werden (in der Logik eindeutiger Zweige-
schlechlichkeit gedacht). Die Analyse anderer „Cha-
rakteristika“ einer Person wie zum Beispiel bestimmte 
körperliche Eigenschaften oder Krankheiten, ist in 
Deutschland in polizeilichen Ermittlungen bislang nicht 
erlaubt. In anderen Ländern werden aber bereits an-
hand von DNA-Analysen Wahrscheinlichkeitsaussagen 
über die „Gruppenzugehörigkeit“ einer „verdächti-
gen“ Person getroffen.  

Dabei ist auch zehn Jahre nach der 
Entschlüsselung der menschlichen 
DNA ungewiss, welche Informa-
tionen sie überhaupt beinhaltet 
und wie diese ausgelesen werden 
können. Die Bedeutung und Funktion 
der DNA ist wissenschaftlich noch 
lange nicht geklärt, vielmehr wird 
immer unklarer was „die Gene“ 
überhaupt sein sollen. Dennoch wird 
weiterhin so getan, als sei Wissen-
schaft der Maßstab einer vermeint-
lich feststellbaren Wahrheit und 
außerdem objektiv. Dabei haben 
die modernen Naturwissenschaften 
schon immer Herrschaft und Unter-
drückung legitimiert, zum Beispiel 
durch die angeblich biologisch fest-
stellbare Einteilung von Menschen. 
Heute sind es nicht mehr „Rassen“, 
sondern „Gruppen“, „Populationen“, 
„Minderheiten“, „Ethnien“ und die 
„Abstammung“, nach denen Men-
schen sortiert werden. Dahinter steht 
nicht mehr eine Ideologie des Blutes 
und der Reinheit, sondern die Ideo-
logie der Gene.

...	und	spuren

Ermittlungsbehörden machen sich 
bei ihrer Arbeit nicht die Mühe, die 
DNA komplett auszulesen. Stattdes-
sen wird nur eine bestimmte Zahl an 
festgelegten Markern ausgelesen, 
die ein genetisches Profil ergeben.

Im Unterschied zur Identifizierung 
über Fingerabdrücke aber ist eine 
Identifizierung über DNA-Spuren 
viel umfassender, weil diese zwar 

vermindert, kaum aber komplett vermieden werden 
können. Außerdem können die Spuren, einmal an 
einem Tatort eingesammelt, noch lange Zeit  später 
ausgewertet werden. Immer wieder werden Fälle an-
hand von vor Jahrzehnten eingesammelter DNA-Spu-
ren neu aufgerollt, beispielsweise der Fall des 1977 
vom RAF-Kommando Ulrike Meinhof erschossenen 
Generalbundesanwaltes Buback. Den „Tathergang“ 
konnten die DNA-Analysen jedoch auch in diesem 
Fall nicht klären.
Im Zuge von Ermittlungen wird nämlich kaum be-
rücksichtigt, wie DNA-Spuren an einen Ort gelangt 
sind. Das Vorfinden von bestimmten DNA-Spuren an 
einem Ort lässt immerhin auch nur den Rückschluss 
darauf zu, dass die DNA einer bestimmten Person 
auf die eine oder andere Weise zu dem einen oder 
anderen Zeitpunkt dorthin gelangt ist. Zudem besteht 
die „Schwierigkeit“ der Vermischung verschiedener 
DNA miteinander und die der Verunreinigung ein-

 DNA- Analysedaten können zur Zeit in Deutschland aus unterschiedlichen  
 Gründen gesammelt werden:

 1. zur „Aufklärung einer konkreten Straftat“ (§§ 81e, 81f StPO)
 2. um „im konkreten Fall eine Gefahr für die Allgemeinheit abzuwenden“
 3. zur „Identitätsfeststellung in künftigen Strafverfahren“ (§ 81g StPO)

 zu 1.:
 Zur „Aufklärung einer konkreten Straftat“ müssen Entnahme und Untersuchung   
 des DNA-Materials durch einen richterlichen Beschluss angeordnet werden.  
 Gegen einen solchen Beschluss können zwar Rechtsmittel eingelegt werden,  
 besteht allerdings „Gefahr im Verzug“ dürfen auch Staatsanwaltschaft und  
 Bullen entsprechende Untersuchungen anordnen. 
 Wenn die_der Betroffene schriftlich zustimmt, sind derartige Untersuchungen  
 ohnehin ohne richterlichen Beschluss möglich. 
 Eine einmal erteilte Einwilligung in die Entnahme und Speicherung der DNA  
 kann in der Regel nicht widerrufen werden.

 zu 3.:
 War 1998, bei der Einführung der DNA-Analysedatenbank in Deutschland,  
 die DNA-Entnahme und -Speicherung bezüglich künftiger „Straftaten“ noch 
 für sogenannte Kapitalverbrechen (Mord, Vergewaltigung...) beschränkt, 
 können mittlerweile für drei Gruppen von Straftaten DNA-Daten erfasst 
 werden:

 - für „Straftaten von erheblicher Bedeutung“ - dieser schwammige Begriff  
 lässt sich auf alles mögliche anwenden; sei es Körperverletzung, Diebstahl  
 oder Erpressung, aber auch der Verstoß gegen das Betäubungsmittelgesetz  
 oder das Aufenthaltsgesetz
 - „Sexualdelikte“
 - „sonstige Straftaten“, wenn sie wiederholt begangen werden - diese müssen 
 „im Unrechtsgehalt Straftaten von erheblicher Bedeutung gleichstehen“. Was 
 unter „sonstigen Straftaten“ und unter einem „Unrechtsgehalt von erheblicher 
 Bedeutung“ zu verstehen ist, bleibt offen und kann in alle Richtungen ausge-
 weitet werden.

 Die „Wiederholungsgefahr“ wird anhand von „Analysen“ über die Tat und 
 die Persönlichkeit der beschuldigten Person festgestellt. Darunter wird allerlei 
 verstanden wie „Schwere der Tat“, die vorhandene „kriminelle Energie“ einer 
 Person, das Verhalten nach der Tat, Vorstrafen, soziales Umfeld, „psychia- 
 trische Erkrankungen“, kriminalistische Erkenntnisse...
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gesammelter Proben. Der Aufsehen erregende Fall 
des „Phantoms von Heilbronn“ hat die Anfälligkeit für 
Fehler und falsche Rückschlüsse bei DNA-Analysen 
besonders deutlich gezeigt. Jahrelang wurde nach ei-
ner Person gefahndet, deren DNA in Zusammenhang 
mit 40 verschiedenen „Straftaten“ (darunter auch der 
in Zusammenhang mit dem NSU stehende Mord an 
einer Bullin in Heilbronn 2007) an unterschiedlichen 
Orten gefunden worden war. Die gesuchte Person 
hatte in einer Fabrik Wattestäbchen verpackt, die 
zur Abnahme von DNA verwendet worden waren. Ein 
Zehntel aller „Spur-Spur-Treffer“ (das heißt der_die 
selbe „Spurenverursacher_in“ sei an verschiedenen 
„Tatorten“ nachweisbar) gehen auf Verunreinigungen 
durch Kriminaltechniker_innen zurück. DNA-Funde 
zum eindeutigen Beweis zu erklären, müsste somit al-
les in allem auch aus Ermittlungssicht in Frage gestellt 
werden.

Im Zuge von Ermittlungen sammeln die Bullen an „Tat-
orten“ alles ein, dessen sie habhaft werden können 
und das irgendwie der „Spurenermittlung“ dienen 
kann, um die DNA-Datenbank zu füttern. Zur Auswer-
tung der an einem Ort eingesammelten DNA-Spuren 
brauchen die Bullen eine Vergleichsprobe. Diese 
versuchen sie entweder direkt nach einer Festnah-
me oder durch Vorladung zu einer DNA-Abgabe zu 
beschaffen. Wir wissen aber auch, dass die DNA 
der betroffenen Person(en) manchmal am Arbeits-
platz oder bei Hausdurchsuchungen von persönlichen 
Gegenständen (Zahnbürsten, Klamotten usw.) einge-
sammelt werden. Das „Bündnis für die Einstellung der 
§129(a)-Verfahren“ berichtet in seiner Publikation 
„Zu den Verfahren und dem Prozess wegen Mitglied-
schaft in der militanten gruppe (mg)“: „Übrigens wur-
den mindestens einmal von observierten mg-Beschul-
digten nach Kneipenbesuchen deren Gläser durch 
die observierenden BKA-Beamten beschlagnahmt, um 
DNA von den Beschuldigten zu bekommen.“ 
siehe: Bündnis für die Einstellung der §129(a)-Verfah-
ren: Das zarte Pflänzchen der Solidarität gegossen, 
edition assemblage 2011, S. 66)

Es ist auch schon vorgekommen, dass Verwandte 
aufgefordert wurden, Proben abzugeben, weil deren 
DNA ähnlich sei.

wohin	geht	der	trend?

Das BKA (Bundeskriminalamt) rühmt sich auf seiner 
Homepage damit, mit Ablauf des zweiten Quartals 
2013 bereits 1.023.067 Datensätze in der deutschen 
DNA-Analyse-Datei gespeichert zu haben. Jeden 
Monat würde die Datei um ca. 8600 neue Datensät-
ze ergänzt. Seit Errichtung der Datei 1998 könnten 
156 327 Treffer verzeichnet werden. In 32 482 Fäl-
len handele es sich dabei um „Spur-Spur-Treffer“, in 
123 845 Fällen habe eine „Tatortspur“ einer Person 
zugeordnet werden können, womit „vermutlich eine 
Tat aufgeklärt“ worden sei.
In 56 Ländern wurden bereits DNA-Datenbanken 
angelegt; in einigen von ihnen wird die flächende-
ckende Speicherung der DNAs aller Neugeborenen 
angestrebt oder bereits umgesetzt. In Schweden 
beispielsweise werden bereits seit 1975 Blutproben 
(und somit auch die DNAs) aller Neugeborenen ent-
nommen; derzeit wird in der Politik verhandelt, ob 
sowohl die Sozialämter, als auch die Strafbehörden 
uneingeschränkten Zugriff auf diese Daten be-
kommen sollen. Auch die internationale Vernetzung 
der Datenbanken zum Austausch der gesammelten 
Daten wird immer weiter ausgebaut; eine EU-wei-
te Vernetzung besteht bereits. Treffer im Abgleich 
von „Tatortspuren“ mit den gespeicherten Daten zu 
erzielen, wird umso wahrscheinlicher, je mehr Da-
ten gespeichert werden. Die logische Konsequenz 
daraus ist, die Speicherung der DNA-Profile der 

gesamten Bevölkerung anzustreben.

Es sind privatwirtschaftliche Labore, die ihre Exper-
tise im Bereich der DNA-Analyse an Staaten auf der 
ganzen Welt verkaufen und ihnen die Errichtung rie-
siger DNA-Datenbanken empfehlen. Hier verbinden 
sich Kontrollgesellschaft und kapitalistisches Gewinn-
streben. In Deutschland sind auch die Universitäten in 
das Geschäft mit den Daten involviert. Das Institut für 
Rechtsmedizin der Uni Münster beispielsweise finan-
ziert sich weitgehend durch DNA-Analyse-Aufträge 
des BKAs. 

dna-nachweise	als	rezept	gegen	
sexualisierte	gewalt...?

Die Einführung der ersten DNA-Datenbank in 
Deutschland wurde in der Öffentlichkeit vor allem 
damit begründet, es handle sich hierbei um eine 
wirksame Maßnahme gegen „Sexualstraftaten“.
Vielmehr handelt es sich bei dieser Argumentation um 
eine weitere Instrumentalisierung Betroffener sexu-
alisierter Gewalt, die nicht zum ersten und nicht zum 
letzten Mal für die Legitimation repressiver Vorstöße 
herhalten sollten. Im Fokus steht der unbekannte Wie-
derholungstäter, der „Triebtäter“, der nicht der Rea-
lität sexualisierter Gewalt entspricht - in den meisten 
Fällen sind die Täter_innen den Betroffenen ohnehin 
bekannt. Bei weniger als 1% der „Ermittlungserfolge“ 

über DNA-Treffer handelt es sich um „Sexualstraf-20



taten“. Hinzu kommt, dass die Definition dessen, was 
als „Sexualstraftat“ gilt, äußerst begrenzt ist und 
die Wahrnehmung der Betroffenen sowie die gesell-
schaftlichen Ursachen sexualisierter Gewalt außer 
Acht lässt.
Wir wissen, dass sexualisierte Gewalt nur bekämpft 
werden kann, indem wir uns gegen diese Gesellschaft 
und ihre Herrschafts- und Unterdrückungsstrukturen 
stellen. Innerhalb dieser wird es nie - ganz gleich 
welche wissenschaftlichen Methoden herangezogen 
werden - darum gehen, die bestehenden sexistischen 
Gewaltverhältnisse zu überwinden. 

mehr	dna,	weniger	angst?

Wie zur Umsetzung aller repressiven Maßnahmen, 
so wird auch zur Ausweitung von DNA-Entnahme und 
Speicherung auf die Angst der Menschen gesetzt. Die 
Angst vor „Verbrechern“, vor aufständischen Jugend-
lichen, die Angst vor Flüchtlingen und die vor „Terro-
rist_innen“... Ängste, die eine Gesellschaft 
wie diese überhaupt erst hervorbringt. 

Die meisten in der deutschen DNA-Da-
tenbank gespeicherten DNA stehen in 
Zusammenhang mit Diebstahl-“Delikten“. 
Es geht darum, die kapitalistische Eigentumsordnung 
zu sichern. Diebstahl wird von relativ vielen Menschen 
in unterschiedlichem Maße praktiziert. Der Versuch, 
diese Praxis mittels DNA-Entnahmen und -Speiche-
rung zu kontrollieren und die Angst vorm Erwischt-
Werden zu vergrößern, zeigt uns, wie sehr sie den 
bestehenden Verhältnissen entgegensteht und diese 
potenziell bedroht.

DNA-Entnahmen dienen auch der sozialen Kontrolle: 
So sammelten die Londoner Bullen 2008 im Zuge 
einer „Langzeit-Kriminalitätspräventionsstrategie“ 
in einem prekarisierten Stadtteil 386 DNA-Proben 
von unter 18-Jährigen ein. Hier geht es auch um die 
„präventive“ psychologische Wirkung. DNA-Proben, 
zum eindeutigen Beweismittel stilisiert, symbolisieren 
die Unausweichlichkeit gegenüber den Kontrollinstru-
menten dieser Gesellschaft.

DNA wird auch in Zusammenhang mit Flucht- und 
Migrationsbewegungen entnommen und gespeichert. 
Schon 1997 beschloss die deutsche Innenministerkon-
ferenz den Einsatz von DNA-Analysen in Asylange-
legenheiten. DNA-Zwangstets werden bei der ge-
planten Abschiebung von Menschen zur Bestimmung 
ihrer vermeintlichen „Abstammung“ durchgeführt. Mit 
der Speicherung unzähliger Daten im internationalen 
Schengener Informationssystem wurde ein riesiger 
Kontroll- und Repressionsapparat erschaffen, der mit 
der Ergänzung um DNA-Daten immer monströsere 
Ausmaße annimmt.

Auch die (auf bestimmte Umkreise begrenzten) 
bereits praktizierten DNA-Massentests zur „Ver-

brechensaufklärung“ zeigen, wie groß die psycholo-
gische Wirkung dieses repressiven Instrumentariums 
ist: Wenige waren es, die den Aufforderungen zur 
„freiwilligen“ Abgabe ihrer DNA nicht nachkamen. 
Wer seine DNA nicht „freiwillig“ abgibt, macht sich 
verdächtig. Der soziale Druck ist hoch, die Repressi-
on wird zum Selbstläufer, weil sie von den Menschen 
verinnerlicht und gegeneinander eingesetzt wird.
Und schließlich hat die sich ausweitende Praxis von 
DNA-Entnahmen und -Analysen auch für uns, die wir 
für eine Welt frei von Herrschaft und für eine eman-
zipatorische Gesellschaft kämpfen, den Sinn und 
Zweck, Angst zu machen, uns kontrollier- und ermittel-
bar zu machen, um uns schließlich unserer Handlungs-
fähigkeit zu berauben. Wir denken, dass DNA-Ent-
nahmen und -Speicherung eine Realität sind, mit der 
wir umgehen müssen, die es gilt, in unserem Handeln 
mitzudenken. Aber wir werden uns nicht durch diese 
Realität lähmen lassen!

was	tun,	wenn	das	
wattestäbchen	winkt?

Wir denken: Vorsicht ist besser als Nachsehen. Es ist 
wichtig, bei dem was wir tun, auf unsere Sicherheit 
zu achten. DNA-Spurensicherung und -Entnahme sind 
zu gängigen Ermittlungsmethoden geworden. Schon 
bei Aktionen, deren Risikolevel eher niedrigschwellig 
erscheinen mag, lässt sich nicht ausschließen, dass sich 
die Bullen auf die Suche nach DNA begeben. Wir 
wollen uns dieser Tatsache nicht ohnmächtig gegenü-
ber sehen, sondern einen kühlen Kopf bewahren und 
genau überlegen: Wie können Spuren verringert wer-
den? - Gänzlich vermeiden lassen sich DNA-Spuren 
nicht, aber zum Beispiel das Hinterlassen von Gegen-
ständen, Kleidungsstücken oder auch Kippen kann 
die Suche nach DNA für die Bullen zum gemütlichen 
„Sammelspaziergang“ machen.  

Eine 100%ige Sicherheit vor Repression gibt es nie. 
Wir können uns nur bewusst machen, welche Risiken 
wir eingehen und wie wir sie soweit wie möglich 
reduzieren können, ohne uns dabei die Art und Weise 
unseres Handelns vorschreiben zu lassen. 
Aber Repression hat auch mit Willkür zu tun; wir 
sind weder fehlerfrei noch schuld daran, wenn wir 
geschnappt werden, wenn sie DNA einsammeln an 
Orten, an denen wir uns aufgehalten haben, wenn sie 
uns zwingen wollen, unsere DNA abzugeben.
Was wir tun können ist, zu überlegen, wie wir mit der 
allgegenwärtigen Drohung von Repression umgehen 
wollen und welcher Handlungsspielraum uns bleibt, 
wenn es uns erwischt. 

Wir finden es wichtig, DNA-Proben nicht freiwillig 
abzugeben. Uns ist klar, dass „Freiwilligkeit“ in Zu-
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ist: Oft werden DNA-Entnahmen von den Bullen ohne 
richterlichen Beschluss durchgeführt, wer sich wider-
ständig zeigt, der_dem wird mit hohen Geld- und 
Haftstrafen gedroht. Es ist deshalb wichtig, uns schon 
im Voraus klar zu machen, dass Drohungen uns ein-
schüchtern sollen und eine Weigerung Erfolg haben 
kann. In einigen Fällen konnten auch Anwält_innen die 
Entnahme von DNA  verhindern, hinauszögern oder 
nachträglich die Löschung der gespeicherten Daten 
erwirken.

entgegen	der	handlungsunfähigkeit	
-	für	eine	solidarische	praxis!

Wenn eine Gesellschaft die massenhafte Speiche-
rung von DNA praktiziert, sind alle in dieser Gesell-
schaft lebenden Personen davon betroffen. Es gibt 
kein „sicheres Außen“. Es ist wichtig, sich gegenseitig 
über die Möglichkeit der Verweigerung zu informie-
ren, sich den Rücken zu stärken und solidarisch mit 
von Repression direkt Betroffenen zu handeln. 
Wir möchten eine geteilte politische Praxis stark 
machen, nämlich die der kollektiven Verweigerung 
und der Solidarität mit allen, die zur DNA-Entnahme 
aufgefordert werden und diese verweigern. Uns geht 
es nicht „nur“ um DNA-Entnahmen, sondern wir richten 
uns gegen jede Art von (Vorrats)Datenspeicherung. 
Wir möchten, dass überhaupt keine DNA-Daten ge-
speichert werden, von niemandem, und wir lehnen die 
Unterscheidung zwischen „guten“ und „schlechten“ 

Betroffenen ab.
Es scheint heute geradezu antiquiert und fast unmög-
lich, sich herkömmlichen ED-Behandlungen (Finger-
abdrücke, Fotos) zu verweigern, wo diese nun schon 
systematisch auf Personalausweisen und Reisepässen 
gespeichert werden. Wir wissen, dass wir mit einer 
Politik der Verweigerung eigentlich immer schon zu 
spät dran sein werden. Gesetze sind beschlossen, ihre 
Umsetzung und Ausweitung auf immer mehr Lebens-
bereiche werden uns in den nächsten Jahren beschäf-
tigen. Aber gerade vor diesem Hintergrund finden 
wir es notwendig, uns heute der DNA-Entnahme kol-
lektiv zu verweigern und uns gemeinsam und so breit 
wie möglich gegen die Erstellung und Ausweitung 

von DNA-Datenbänken zu organisieren. Wir finden es 
wichtig, die alltäglichen kleinen Kompromisse, die die 
meisten von uns mit der Herausgabe von personen-
bezogenen Daten eingehen, aus der stillen, individu-
alisierten Resignation zu holen und die Verweigerung 
von DNA-Entnahmen in den Kontext einer globalen 
Kritik der kapitalistisch verfassten Kontrollgesellschaft 
zu stellen. Denn diese wird niemals und in keiner 
Weise mit unseren Zielen einer emanzipatorischen 
politischen Praxis und eines selbstbestimmten Lebens 
vereinbar sein.

Europaweit haben sich schon viele Menschen einer 
angeordneten DNA-Entnahme verweigert oder entzo-
gen, manche haben im Nachhinein vor Gericht dafür 
Recht bekommen. Wir wollen hier kurz auf Beispiele 
eingehen, in denen Betroffene einen offensiven Um-
gang mit angeordneten DNA-Entnahmen praktizier-
ten beziehungsweise praktizieren.
Anfang 2011 ordnete die Staatsanwaltschaft Göt-
tingen eine DNA-Entnahme bei einem jungen Antifa-
schisten an, weil sie den Verdacht hegte, dieser habe 
auf einer Solidaritätsdemonstration gegen staatliche 
Repression einen Silvesterböller gezündet. Der Be-
troffene tauchte unter und entzog sich so dem staat-
lichen Zugriff, woraufhin er zur bundesweiten Fahn-
dung ausgeschrieben wurde. Viele Menschen zeigten 
sich solidarisch mit ihm und seinem Handeln. Der 
Druck der Repression war allerdings so hoch, dass er 
sich entschloss, zwei Wochen später bei einer Solida-
ritätsdemonstration für ihn wieder aufzutauchen. Die 
DNA-Entnahme wurde schließlich durchgesetzt. 

(siehe http://www.inventati.org/ali und http://mons-
tersofgoe.de/2010/12/21/staatsanwaltschaft-will-
dna-probe-erzwingen)

Die in Zusammenhang mit der Brandstiftung gegen 
die Bundeswehrfahrzeuge in Dresden (2009) ge-
forderte DNA-Abgabe eines Beschuldigten wurde 
hingegen - trotz anderweitiger Drohungen - bisher 
nicht durchgesetzt. Der Beschuldigte erschien nicht 
zur Abgabe, seitdem hat er nichts mehr von den 
Ermittlungsbehörden gehört. Das lässt darauf schlie-
ßen, dass offensichtlich kein richterlicher Beschluss 
zur DNA-Entnahme erwirkt werden konnte. 

Auch die Beschuldigten im aktuellen §129-Verfahren 
gegen angebliche Mitglieder der RAZ nehmen eine 
offensive Verweigerungshaltung ein und stellen die 
gegen sie gerichtete Repression in ihrer Erklärung 
„Wir werden unsere DNA nicht freiwillig abgeben!“  in 
einen breiteren Kontext: „Momentan davon betroffen 
sind Einzelne - doch wir lassen uns nicht spalten und 
lehnen diese ‚freiwillige‘ DNA-Abgabe ebenso wie 
jedes weitere Eingehen auf Angebote und Einschüch-
terungsversuche der Repressionsorgane kollektiv ab.“ 
(siehe: http://soligruppe.blogsport.eu)
Wir wissen, dass offensive Verweigerungsstrategien 

nicht immer leicht um- und durchsetzbar sind. Umso 
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wichtiger finden wir es, solidarisch an der Seite der 
Betroffenen zu sein. Nur so können wir gemeinsam 
den Handlungsspielraum widerständigen Verhaltens 
ausloten. 

Denn dafür bedarf es Gefährt_innen, die Perspekti-
ven und Kämpfe teilen, die wissen, dass es wichtig ist, 
sich aufeinander zu beziehen - gerade dann, wenn 
die Repression versucht, Angst zu machen und zu 
spalten. Gefährt_innen, die sich nicht alleine lassen 
mit dem Druck der Repression, die zusammen über-
legen, wie eine entschlossene Verweigerungshaltung 
aussehen kann und was nötig ist, um sie umzusetzen. 
Gefährt_innen, die miteinander diskutieren und  Plä-
ne schmieden. Gefährt_innen, die sich gegenseitig 
Mut machen, die nach solidarischen Anwält_innen 
suchen und sich um Geld kümmern, wenn es ge-

braucht wird. Gefährt_innen, die aufeinander ver-
trauen. Gefährt_innen, die nach Wegen suchen, wie 
die gemeinsamen Kämpfe - entgegen aller Repressi-
on - gemeinsam fortgesetzt werden können. Gefährt_
innen, die Flugblätter und Texte schreiben, Plakate 
kleben, Transparente malen, auf die Straße gehen. 
Gefährt_innen, die an die denken, die nicht da sein 
können. Die nach Möglichkeiten suchen, trotzdem 
zusammen zu sein. Gefährt_innen, die sich offensiv 
gegen die Institutionen staatlicher Repression und 
Kontrolle wenden. Gefährt_innen, deren Solidarität 
sich darin ausdrückt, das anzugreifen, was Ursache 
der Repression ist: die gegenwärtige Gesellschaft, 
ihre Macht- und Herrschaftsstrukturen!

einige Gefährt_innen in Solidarität

Die Morde des NSU waren nur möglich, weil Teile 
des Staatsapparats ihnen geholfen haben. Aber wie 
hängen diese »Teile« zusammen? Wie hoch reicht die 
Befehlskette beim Vertuschen?  
Das folgende baut auf den beiden Artikeln in Wild-
cat 92 und 93 auf und versucht, diese Fragen zu 
beantworten. Dazu schlagen wir den Bogen von den 
in der »Asyldebatte« sozialisierten Faschos, über die 
Verbindungen ins Söldnerwesen und die Privatisie-
rung der Kriegführung bis zum Tiefen Staat und den 
Stay-behind-Strukturen der NATO. 

Es	sind	mehr	als	drei.

Die Nazis des NSU wurden politisch sozialisiert in der 
Asyldebatte Anfang der 90er Jahre, in einer Zeit, in 
der sie sich jede Schweinerei gegen Migranten und 
linke Jugendliche leisten konnten, ohne dafür vom 
Staat belangt zu werden. Sie merkten, sie konnten 
mit militanten Aktionen die Gesellschaft verändern.  
Ihre organisatorischen Strukturen sind relativ klar: 
»freie Kameradschaften«, Thüringer Heimatschutz 
(THS), Blood&Honour und Ku-Klux-Klan. Die »Kame-
radschaft Jena« bestand aus Ralf Wohlleben, Holger 
Gerlach, André Kapke, Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe. 
Als im Januar 1998 in einer von Zschäpe angemiete-
ten Garage Rohrbomben und Sprengstoff entdeckt 
wurden, tauchten drei unter – genau in die Strukturen 
hinein, die seit 1995 im VS-Informationssystem NADIS 
gespeichert waren. Alle sechs blieben aktiv. Holger 
Gerlach stellte Führerschein, Reisepass und Geburts-
urkunde zur Verfügung. Kapke und Wohlleben be-
schafften Waffen und Pässe, organisierten das »Fest 

»Es dürfen keine Geheimnisse bekannt 
werden, die das Handeln des Staates 

beeinträchtigen«
Zwischenstand zum NSU-Komplex 

der Völker« und waren für internationale Kontakte 
zuständig. Wohlleben trat in die NPD ein und wurde 
dort stellvertretender Landesvorsitzender – er dürfte 
die wichtigste Figur der sechs »Kameraden« sein.  
In der durchsuchten Garage fand die Polizei zwei 
Adressenlisten mit 35 Namen – darunter nach heu-
tigem Kenntnisstand fünf V-Leute; zehn Telefonnum-
mern waren aus Chemnitz, der Stadt des ersten Un-
terschlupfs, darunter sogar die Adresse ihres ersten 
Kontaktmannes dort. 

V-Leute – der staatlich finanzierte Resonanzboden

Es gibt breite – ideologische und teilweise sogar 
organisatorische – Überlappungen zwischen Staats-
apparat und rechter Szene. Ein Dutzend Ba/Wü 
Bullen hatten Kontakt zum NSU-Umfeld; mindestens 
zwei Thüringer Polizisten waren nicht aus dienstlichen 
Gründen im THS… 
Auf diesem Resonanzboden verschwimmen indivi-
duelle Alleingänge und staatliche Strategien. Der 
hessische Verfassungsschützer Andreas Temme – V-
Mann-Führer eines Blood&Honour-Kaders – war beim 
Mord an Halit Yozgat in Kassel anwesend; Allein-
gang eines verbeamteten Faschisten oder staatliche 
Unterstützung des NSU? 
Im Februar 1997 hatte das BKA in einem internen 
Papier die V-Leute der Geheimdienste als »Brand-
stifter« in der Naziszene bezeichnet, die sich ge-
genseitig anstacheln. Staatliche Stellen haben in den 
1990er-Jahren aktiv zum Aufbau, zur Verfestigung 
und zur Radikalisierung der jugendlichen Neonazisze-
ne beigetragen und sie damit schlagkräftig gemacht. 
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Operation	Rennsteig	–	die	staatliche	Lenkung

Im Juni 2012 kam heraus, dass die Zusammenarbeit 
mit den Nazis mit der Operation Rennsteig direkt aus 
dem Bundesinnenministerium gesteuert war. Sie beob-
achtete und bezuschusste den THS.  
Aufgebaut hatte den THS als Nachfolger der Anti-
Antifa Ostthüringen Tino Brandt, den der VS 
1994 als 19jährigen rekrutiert hatte. Er be-
gann 1996 mit 20 Leuten, auf seinem Höhe-
punkt waren von 140 Mitgliedern mindestens 
40 V-Leute. Mit der Enttarnung Brandts als 
V-Mann 2001 stellte der THS seine Arbeit offi-
ziell wieder ein. 
 
Seit 1997 arbeiteten das BfV, der MAD, sowie 
die Thüringischen und Bayerischen Landesämter 
für Verfassungsschutz in der Operation Rennsteig 
zusammen. Gemeinsam warben sie mindestens acht 
Führungskader des THS als Spitzel an. Aus »ope-
rativen Gründen« wurde die Werbungsdatei nicht 
vorschriftsmäßig geführt, und manche V-Leute wurden 
gar nicht eingetragen. Trotzdem schredderte am 12. 
November 2011 ein Referatsleiter im BfV Akten über 
V-Leute beim THS – einen Tag, nachdem die Gene-
ralbundesanwaltschaft die Ermittlungen übernommen 
hatte. Offensichtlich war er nicht gründlich genug, 
denn auf Weisung des Bundesinnenministeriums (!) 
wurden wenige Tage danach nochmal Akten ge-
schreddert, Computerdateien manipuliert und Handy-
daten von V-Leuten mit Kontakt zum NSU gelöscht. 

Escortdienste	in	den	Untergrund

Die erste Verteidigungslinie »wir haben nichts ge-
wusst«, war nicht lange zu halten. Aber spätestens im 
Spätsommer 2012 brach auch die zweite Verteidi-
gungslinie, und es wurde deutlich, dass der Staats-
schutz aktiv mitgemischt hatte. Im September flog auf, 
dass auch Thomas Starke aus Chemnitz von 2000 bis 
2011 V-Mann des LKA Berlin war. Starke war in den 
90er Jahren ein Führungskader von Blood&Honour. 
Nach eigener Aussage war er zwischen 1996 und 
1997 mit Zschäpe liiert. Er soll dem NSU Ende der 
neunziger Jahre Sprengstoff besorgt haben. Das BfV 
hat Daten über ihn gelöscht 
und die Löschung vordatiert. 
 
Ende Februar platzte eine 
weitere Bombe: Thomas Rich-
ter war seit 1994 als V-Mann 
für das BfV tätig. Er wurde 
mit 180.000 Euro bezahlt 
und erst im November 2012 
abgeschaltet. Richter war 
einer der führenden Neonazis 
Sachsen-Anhalts, Führungska-
der von Blood & Honour, eines 
von rund 20 Mitgliedern der 
European White Knights of the 

Ku Klux Klan und hatte 2002 das Nazi-Fanzine Der 
Weisse Wolf mit »Vielen Dank an den NSU« einge-
leitet. Auch sein Name stand auf der Adressenliste 
von Mundlos.  
So wird klar, warum diese Adressenliste nicht »aus-
gewertet« werden durfte und soviel geschreddert 
werden musste, obwohl das mehrere Köpfe kostete 

und den Skan-
dal ausweitete: 
Der Staatsschutz 
versuchte, alle 
Akten zu seinen 
Verbindungs-
strukturen rund 
um den NSU zu 
vernichten. 

Transformation	der	Stay	behind-Strukturen

Spätestens seit den Enthüllungen Ende 1990 ist be-
kannt, dass sich die NATO bewaffnete, faschistische 
Gruppen als Eingreifreserve hält. Im Falle einer mili-
tärischen Besetzung durch die Rote Armee sollten sie 
als Guerilla hinter der Front kämpfen; zuvor sollten 
sie präventiv einen kommunistischen Wahlsieg oder 
gesellschaftliche Umwälzungen verhindern.  
Diese Strukturen haben in den 70er und 80er Jahren 
ihren Charakter verändert (in Italien wurden sie Gla-
dio genannt und mischten von 1969 bis 1980 aktiv 
bei etwas mit, das sie als »Bürgerkrieg« empfinden 
mussten). In den 90er Jahren änderten sie ihre Aus-
richtung erneut, nun war der Islamismus der Haupt-
feind.  
Auch beim NSU gibt es Hinweise zu Verbindungen ins 
internationale Söldnerwesen, und es kam heraus, dass 
der MAD seit 1995 zumindest sehr nahe dran war. 
Beim Mord in Heilbronn waren amerikanische Ge-
heimdienstler in der Nähe, NATO-Stellen könnten ihre 
Finger im Spiel haben… 

Geheimdienste	und	Nazis	im	Krieg

Kritiker, die den VS abschaffen wollen, bezeichnen 
ihn gern als »Relikt des Kalten Kriegs«. Sie vergessen, 
dass sich die BRD seit Mitte der 90er Jahre durch-

gängig im Krieg befindet und 
Geheimdienste dabei bedeu-
tender werden. Es funktioniert 
nicht, gegen Nazis kämpfen zu 
wollen und die Kriege der BRD 
zu unterstützen (wie es z.B. die 
Chefin der Antonio Amadeu-Stif-
tung tut); die Nazis sind in diesen 
Kriegen fett geworden!  
Vor allem seit den Bundeswehr-
Einsätzen in Jugoslawien und 
Afghanistan kommt den Geheim-
diensten die Aufgabe zu, das 
Gebiet der BRD gegen Angriffe 
aller Art zu sichern, die innenpo-

Abkürzungen
 VS = Verfassungsschutz
  BfV = Bundesamt für Verfassungsschutz 
 MAD = Militärischer Abschirmdienst 
 BND = Bundesnachrichtendienst 
 LIHOP = Let it happen on Purpose; die 
 Geheimdienste wussten von den Anschlägen 
 vorher und haben sie zugelassen 
 MIHOP = Make it happen on Purpose; 
 die Geheimdienste haben die Anschläge 
 aktiv geplant und veranlasst 
 NSU = Nationalsozialistischer Untergrund 
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litische Opposition (gegen den Krieg) in Schach zu 
halten, die Bundeswehrsoldaten zu kontrollieren. Das 
schließt auch nachrichtendienstliches Vorgehen gegen 
Kriegsgegner, Infiltrieren von islamistischen Gruppen 
und die Zusammenarbeit mit neofaschistischen Söld-
nern und Bundeswehrsoldaten ein. 

Transformation	des	Rassismus	

In der zweiten Hälfte der 80er Jahre startete die 
CDU mit der »Asyldebatte« den Versuch, das Recht 
auf Asyl im Grundgesetz abzuschaffen – schon da-
mals war das flankiert von Nazi-Anschlägen. Nach 
der Wende kulminierte diese »Debatte« im August 
1992 in Rostock-Lichtenhagen. Keine vier Monate 
danach, am 6. Dezember 1992 einigen sich SPD 
und CDU auf den sogenannten »Asylkompromiss«, 
die faktische Abschaffung des Rechts auf Asyl. Am 
selben Tag findet die erste Lichterketten-Demo statt 
(400.000 in München).  
Der neue »Zero-Tolerance«-Innenminister Kanther 
kämpft nicht mehr gegen Zuwanderer an sich, son-
dern gegen »Zwangsprostitution und Menschenhan-
del«, oder wie die Nazis sagen »gegen kriminelle 
Ausländer«, oder wie der nächste Innenminister Schily 
sagte »gegen Parallelgesellschaften«. Öffentlich kul-
minierte diese Phase im »Aufstand der Anständigen« 
von Kanzler Schröder (Oktober 2000).  
Seit Beginn der globalen Krise verschärft die soge-
nannte Sarrazin-Debatte die Tonart und bringt den 
Rassismus auf den Punkt »gegen Kopftuchmädchen, 
HartzIV-Empfänger und faule Griechen«. Dieser So-
zialdarwinismus ist der ideologische Überbau zu den 
Hartzgesetzen. »Der Rassismus,, mit dem wir es heute 
zu tun haben, ist ein kühl kalkulierter Rassismus … 
ein Erzeugnis des Staates. … (er ist) vor allem eine 
staatliche Logik und keine Leidenschaft des Volkes. 
Diese Staatslogik wird in erster Linie nicht von irgend-
welchen rückständigen sozialen Gruppen getragen, 
sondern zu einem Großteil von der intellektuellen 
Elite.« (Jacques Rancière in einem Vortrag von 2010; 
zitiert nach ak 555 vom 19. November 2010) – Au-
ßer ihnen selber hält wohl niemand die Antideutschen 
für eine intellektuelle Elite. Aber faktisch waren sie 
Teil der staatlichen Strategie, sie propagierten Bom-
benkriege gegen die Menschen in Asien und Afrika, 
und beteiligten sich mit ihrem Kampf gegen Multi-
Kulti ganz konkret am Kampf von Schily und Sarrazin 
»gegen die Parallelgesellschaften in unserer Mitte«. 

Strategie	der	Spannung	

Spätestens seit Schily 1998 Kanther als Innenmi-
nister ablöste, wurde die Bekämpfung ungewollter 
Zuwanderung und die Auflösung der »Parallelgesell-
schaften in unserer Mitte« zu zwei Hauptaufgaben 
des Staatsschutzes. Während das Schröderregime 
verbal eine zuwanderungsfreundliche Politik betrieb 
und 2000 das Staatsbürgerschaftsrecht reformierte, 
drückte Schily drastische Verschärfungen gegen 

MigrantInnen sowie gewaltige »Sicherheitspakete« 
durch. Der 11. September 2001 »bestätigte« diese 
Frontstellung, die polizeiliche, militärische und ge-
heimdienstliche Überwachung der Gesellschaft wurde 
massiv verschärft. 
 
In dieser historischen Konstellation verband die NSU-
Mordserie vier Elemente:

-die Morde selber terrorisierten die Angehörigen und 
die Communities; 
-die aggdieressiven polizeilichen Ermittlungen schüch-
terten sie ein und demütigten sie;
-die Medienhetze (»Dönermorde«, gegen die »Blu-
menmafia«, die »Kurdenmafia« usw.) setzte genaues-
tens Schilys Vorgaben um;
-die BOA Bosporus nutzte die Morde zur größten 
Rasterfahndung und elektronischen Durchleuchtung 
von Migranten-Communities in der Geschichte der 
BRD. Sie wertete über 20 Millionen Funkzellendaten-
sätze aus, ordnete sie 13 842 Personen zu und glich 
das mit Geldüberweisungen, Hotelbuchungen, Miet-
wagennutzungen usw. ab. – Laut Auskunft des Innen-
ministeriums waren diese Daten im Oktober 2012 
noch immer gespeichert. 

Eine »Strategie der Spannung« ist (fünftens) beson-
ders effektiv, wenn es ihr gelingt, den Feind, den sie 
bekämpft, auch zu schaffen. Der Terror samt poli-
tisch/polizeilich/medialem Begleitprogramm führte 
dazu, dass sich Migrantencommunities abkapselten. 
Viele berichten, dass sie sich seit dem Auffliegen des 
NSU zum ersten Mal als »Türken« sehen. 

Kontinuitäten	I:	
»operative	Kerne«	und	Kontrolle	von	oben

Der »tiefe Staat« hat ‘33 und ’45 in den Repressions-
organen überlebt. Nach 1945 machten die Geheim-
dienste, Polizei- und Verwaltungsapparate im wesent-
lichen mit demselben Personal weiter; der BND und 
die Stay behind-Strukturen wurden komplett mit alten 
Nazis aufgebaut.  
Dieser »tiefe Staat« wurde nie angetastet und hat 
alle Skandale überdauert. Entsprechend arrogant 
treten seine Akteure vor die Untersuchungsausschüsse 

»was wollt IHR denn? Hat doch alles funktioniert!«. 25



Vorneweg Schäuble, der BKA-Chef Ziercke, der hes-
sische Ministerpräsident Bouffier… Aber auch weni-
ger bekannte, operativ sicherlich wichtigere Figuren: 
wie August Hanning, Klaus Dieter Fritsche (»Es dürfen 
keine Geheimnisse bekannt werden, die das Handeln 
des Staates beeinträchtigen könnten.«), Peter-Jörg 
Nocken, Thomas Sippel (von 1987 bis 2000 beim 
BfV, von 1999 bis 2000 am NATO Defence College 
in Rom, danach Präsident des Thüringer VS) und 
andere.  
Diese Leute sehen sich als Elite, die ihr Handeln nicht 
rechtfertigen muss, weder sozial noch den Parlamen-
ten gegenüber. Für sie steht der Feind links – und 
die Aufrüstung der Rechten ist eins der besten Mittel 
dagegen. 

Korruption,	Privatisierung	
–	neues	Akkumulationsregime	

Dass einige Personen (Bouffier, Schäuble…) sowohl 
vor Ausschüssen zu Spendenaffären wie auch jetzt 
zum NSU aussagen mussten, wirft ein Licht auf mög-
liche Zusammenhänge.  
Mit der Deregulierung der Finanzmärkte, der Pri-
vatisierung von Infrastruktur, Altersvorsorge usw. 
entstanden Milliardenvermögen. Maschmeyer ist ein 
bekanntes Beispiel, sein »Hannover-System« wur-
de beim Rücktritt von Wulff ein Stück weit bekannt 
(Korruption/Erpressung, Überwachungsstaat und 
Mafiastrukturen). Das wachsende Bedürfnis nach »Si-
cherheit« wird von einem boomenden Security-Ge-
werbe befriedigt, in dem rechtsradikale Rocker und 
organisierte Nazis Arbeit finden. Die Verquickung von 
organisierten Neonazis, Wachdiensten und Faschos 
beim Bund zeigt den Zusammenhang zwischen Waf-
fen- und Sprengstoffdiebstählen bei der Bundeswehr 
und der Bewaffnung der rechten Szene. 

LIHOP	oder	MIHOP 

Der Verfassungsschutz wusste vor dem sogenannten 
Abtauchen, was sie machten, und hatte mindestens 
die ersten drei Jahre danach Kontakte zu ihnen, 
unterstützte sie und schützte sie 
vor Entdeckung. Es kann sein, 
dass die Kontakte danach 
kurzzeitig abrissen, aber man 
hatte Tipps von V-Leuten, wo 
das Trio zu finden war.  
Seit 2003 (nach vier Morden) 
wird es zunehmend schwie-
riger, die Sache unter dem 
Teppich zu halten; Hinweise 
von eigenen Ermittlern und von 
außen häufen sich (z.B. gab 
der italienische Geheimdienst 
im März 2003 dem VS Hin-
weise auf ein Netzwerk euro-
päischer Nazis, die Morde an 
Immigranten vorbereiteten). 

In der Vertuschung dieser Informationen sieht Hajo 
Funke den »Kern der Sicherheitskatastrophe«. Das ist 
die denkbar vorsichtigste Interpretation, »surprise«: 
Der VS wurde überrascht von den Morden, tat dann 
aber alles, um es zu vertuschen – und ermöglichte so 
die weiteren Morde.  
Die mindeste Variante ist LIHOP: Sie hätten die 
Morde verhindern können, aber sie ließen es gesche-
hen, weil es politisch in den Kram passte. Die Abwä-
gung ob LIHOP oder MIHOP ist politisch nicht ent-
scheidend. Ein direkter Mordbefehl durch staatliche 
Stellen wird sich nicht finden; denn ein solcher wurde 
nie gegeben. Es ist gerade der Vorteil von faschisti-
schen Reservegruppen, von Privatisierung des Kriegs, 
von Mafia, dass diese Strukturen Dinge tun können, 
die der Staat in direkter Befehlskette nicht tun kann. 

Verfassungsschutzisierung	der	intellektuellen	und	
Ohnmacht	der	praxisorientierten	Linken	

Uns ist erst bei der Recherche zu diesem Artikel klar 
geworden, wie viele Leute, die sich für Linksradikale 
und Antifas halten, sich in den letzten Jahren »diskur-
siv« mit dem Verfassungsschutz eingelassen haben. 
Die Aufdeckung der staatlichen Verwicklungen in 
den NSU-Terror macht klar, dass diese intellektuellen 
Linken nicht nur analytisch und politisch aufs völlig 
falsche Pferd gesetzt haben – sondern damit zum 
Teil der »Extremismusprävention« geworden sind. Das 
zuzugeben, wäre allerdings mit einem hohen Schäm-
faktor verbunden und hätte letztlich auch finanzielle 
Konsequenzen, also hält man lieber das Maul. Wir 
würden solche Leute gerne rechts liegen lassen, aber 
sie verfügen in der linken Szene über mediale Macht 
und ideologischen Einfluss.  
Die praktisch orientierten Antifas würden sich nie und 
nimmer vom Staatsschutz als V-Leute anwerben las-
sen. Viele meinen aber, den Staat mit ihren Recher-
chen und Öffentlichskeitsarbeit zwingen zu können, 
gegen Nazis vorzugehen – und merken oft nicht, dass 
sie dabei (politisch) selbst benutzt werden. Führt der 
NSU-Skandal nun zu einem Umdenken und einer ge-
naueren Frontstellung? 

 
Es gibt auch einen theoretischen 
Grund, dass Staatskritik zum 
blinden Fleck geworden ist. Die 
(Antifa-)Linke redet meist nicht 
mehr von Faschismus, sondern von 
Rassismus und Antisemitismus. Und 
beim allseits beliebten Schlagwort 
vom »Rassismus in der Mitte der 
Gesellschaft« kann sich jede/r 
selber aussuchen, was darunter zu 
verstehen sei. Das reicht nicht aus 
als Analyse. Man kann nicht gegen 
Faschismus kämpfen, und den Staat 
außen vor lassen! Und genauso-
wenig kann man gegen Faschismus 
kämpfen, und den Kapitalismus 26



außen vor lassen. Wer gegen ethnischen Rassismus 
in allen seinen Schattierungen zu kämpfen versucht, 
aber die Dimension des sozialen Rassismus weglässt, 
bleibt im besten Fall zahnlos, im schlimmsten Fall wird 
er zum Erfüllungsgehilfen des Staatsrassismus. Ranciè-
re kommt in der oben zitierten Rede zu dem Schluss, 
dass die »linke« Kritik, indem sie von »derselben 
Spielanordnung« wie die Rechte ausgeht (» Rassis-
mus sei eine Leidenschaft des Volkes«, gegen die 
der Staat mit immer härteren Gesetzen durchgreifen 
muss), eine »neue Form des Rassismus« konstruiert: 
»Staatsrassismus und intellektueller ’linker‘ Rassismus«. 

Wir	müssen	selber	Hand	anlegen.	

Untersuchungsausschüsse sind mit ihrer Reinigungs-
funktion systemstabilisierend, indem sie auch heftigste 
politische Skandale nicht zur Bedrohung des Systems 
werden lassen. Ungewöhnlich ist diesmal, dass die 
Untersuchungsausschüsse neue Wahrheiten über den 
Staat zutage fördern. Trotz Geheimhaltungspflicht 
dringen immer wieder Informationen und Details an 
die Öffentlichkeit, mit denen wir uns selber ein Bild 
machen können. Können wir damit die Linke, die 
noch immer nicht die Tragweite ausspricht, zu einem 
reality check zwingen? Die Chancen sind gar nicht so 
schlecht. 
 
Wahrscheinlich haben die Untersuchungsausschüsse 
ihre beste Zeit hinter sich; im Verhalten der Mit-
glieder macht sich der nahende Wahlkampf be-
merkbar, und mit dem Prozess in München und dem 
Gemache um das NPD-Verbot sollen die Koordinaten 
wieder auf Staat und Recht eingenordet werden. Der 
Prozess soll das politische Konstrukt von der einzelnen 
Zelle mit einer Handvoll Unterstützer zementieren 
und die Einsicht vergessen machen, dass der NSU 
zwar ohne die NPD denkbar ist, »nicht aber ohne die 
finanzielle, logistische und geheimdienstliche Unter-
stützung des Verfassungsschutzes.« (Wolf Wetzel)  
Der Strafprozess in München könnte für den Staat 
riskant werden, wenn eine schlaue Verteidigung die 
Rolle der V-Leute in den Vordergrund stellt. Und »das 
Ausland« wird ihn sehr aufmerksam beobachten. Me-
dienguerilla-Aktionen könnten »deutliche Akzente« in 
der internationalen Öffentlichkeit (türkisches Fern-
sehen!) setzen. Aber nicht alle Terrains eignen sich 
gleich gut zum Kämpfen. Wichtiger sind Demos und 
Flugis, Veranstaltungen mit Migrantengruppen und 
direkte Kontakte. 
 
Der Verfassungsschutz geht zur Zeit auf Propaganda-
tour und versorgt die »Zivilgesellschaft« mit den Be-
drohungsszenarien von »Extremismus«, »Islamismus« 
und »Salafismus«, die sein Fortbestehen rechtfertigen 
sollen. Das sollten wir nicht unwidersprochen lassen. 
Auf keinen Fall sollten wir die Gelegenheit auslassen, 
die Blamage der Geheimdienste und der Polizei zu 
einer Legimitationskrise des Staates zu machen.  
Das ist umso nötiger, als dieser Staat bereits wieder 
zündelt… 

Kontinuitäten	II:	Neues	Zündeln…	

Bereits kurz nach der Aufdeckung des NSU hetzte 
Innenminister Friedrich wieder gegen »Integrations-
verweigerer«. Aktuell wird eine neue Hetze gegen 
»Armutszuwanderung« hochgezogen – und Antifas, 
die sich Faschoaufmärschen wirklich in den Weg stel-
len, werden kriminalisiert und teilweise hammerhart 
verknackt. 
 
Die aktuelle Konstellation gegen Roma in NRW ist 
der Situation in Ostdeutschland Anfang der 90er 
verdammt ähnlich: »Minister Friedrich will gegen Ar-
mutszuwanderung vorgehen«, »Überfüllung«, »Müll«, 
»es stinkt«, »Polizei ist überfordert«. Innenminister 
Friedrich spricht von »Ansturm auf den deutschen 
Sozialstaat«, von »Sprengsatz« und »Flächenbrand«; 
ihm ist dabei völlig egal, ob die Zahlen stimmen! Die 
meisten Leute aus Rumänien und Bulgarien malochen 
hier, nur 11.606 (!) sind aktuell arbeitslos gemeldet. 
Aber am 1. Januar 2014 würde auch für Leute aus 
Bulgarien und Rumänien die volle Freizügigkeit in der 
EU gelten – und hier müssen abschreckende Tatsa-
chen geschaffen werden. Und zwar wieder auf die 
deutsche Art! Der französische Staat hatte im Spät-
sommer 2012 Romalager brutalst räumen lassen – im 
Gegensatz dazu wird bei uns wieder über Bande 
gespielt: »überforderte Anwohner«, Pro-NRW und 
militante Nazis. 
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Du bist also durcheinander? Vielleicht deshalb, weil 
die Komplexität jeder Gesellschaft, insbesondere 
an ihren Wendepunkten und im Prozess der Verän-
derung  so konfus erscheint. Wie auch immer, lass 
uns Antworten auf einige Fragen und Vorhaltungen 
finden, die derzeit auftreten und uns eine andere 
Perspektive auf die gegenwärtige Situation einneh-
men. 

Erstens. War es eine Revolution oder nicht. Ja, es 
war und ist immer noch eine Revolution. Wenn du 30 
Millionen hochmotivierte Menschen auf den Strassen 
siehst, kannst du nicht über die isolierten Entschei-
dungen der Machthabenden sprechen. 
 
Tamaroud (Bewegung der Rebellion, die die Unter-
schriftenkampagne gegen Mursi getragen hat, Anm. 
d. Ü. ) ist eine Grasswurzelbewegung, auch wenn sie 
reformistisch ist und auch wenn sie schnell die Un-
terstützung der wichtigsten Figuren der Opposition, 
die versuchen ihren Vorteil aus den Veränderungen 
herauszuschlagen , bekommen hat (dies ist offensicht-
lich und wir leben in der Realtät) und sie ohne diese 
Unterstützung nicht so erfog-
reich gewesen wäre. 
Es war Tamaroud, die die Ge-
sellschaft und die politischen 
Parteien dazu gezwungen hat, 
mehr und radikalere Initiativen 
gegen die Moslembrüder in 
Gang zu setzen. 
Es war der Wille der Men-
schen, Mursi zu stürzen und 
zwar wegen seines Anteils an 
dem Unvermögen, irgendeine 
der Versprechungen der Revolution (hier wird die 
Revolte gegen Mubarak gemeint, alle ägyptischen 
Lager sprechen in diesem Zusammenhang von einer 
Revolution, Anm. d. Ü.) einzulösen.  
Und auch wenn es jetzt zu einem Militärputsch ge-
komen ist, es war der Wille der Menschen, der das 
Militär dazu gezwungen hat, seine Position zu verän-
dern und sich gegen Mursi zu stellen. 

Zweitens. War es legal, Muris zu stürzen oder nicht? 
Was für eine Frage. Aus einer anarchistischen Per-
spektive ist diese Frage völlig irrelevant. 
Unser Ziel ist eine direkte Demokratie, wir streben 
eine Freiheit der Menschen an, die es ihnen ermög-
lichst, sich von allen unterdrückenen Strukturen der 
Macht zu emanzipieren, die sie krank machen und 
kontrollieren. 
Es geht nicht darum, gelegentlich die Freiheit der 
Wahl zu feiern, die uns von den Eliten gewährt wird 

und ihnen dafür zu gestatten, weiterhin ungestört 
ihren Geschäften nachzugehen. 
 
Nochmals, es waren 30 Millionen Menschen auf den 
Strassen und diese Menschen haben das Recht, Alles 
und Jedes jederzeit verändern zu können, sie müssen 
nicht vier Jahre warten, bis ihnen wieder das Recht 
der Freiheit der Wahl eingeräumt wird. 

Drittens. Verschörungtheorien. Das ist einfach nur öde. 
Es wiederholt die immer gleichen öden Geschichten 
von Menschen, die nach den selbigen suchen, um alles 
nur als Resultat geheimer Manipulationen zu begrün-
den. 
Die Machthabenden werden immer nach Strategien 
suchen, um Einfluss auf die Geschehnissse ausüben zu 
können und um Kontrolle über diese zu erlangen, um 
ihre Interessen zu schützen.

Die Araber waren nicht nur mit den Jahren des eu-
ropäischen Kolonialismus und des US Imperialismus 
konfrontiert, sondern sie waren auch immer mit loka-
len Konflikten konfrontiert, wenn Machthaber nach 

Jahrzehnten gestürzt wurden 
und neue Akteure nach Macht 
und Kontrolle über die Men-
schen strebten.  
Eine Realität ist die Macht des 
US Imperialismus in der Region, 
ebenso wie die Tatsache, dass 
niemand an die Macht kommen 
kann, ohne einen „Pakt mit dem 
Teufel“ (USA) einzugehen und 
diese auch immer versuchen, 
den grössten Profit aus der 

Entwicklung zu schlagen.  
Aber uns macht diese westlich-zentrierte und auch 
rassistische Sichtweise krank, dass die Araber  
nicht die Herren ihres Schicksal sein können, ohne 
dass die USA die Bedingungen der Geschehnisse 
diktieren können. 
Die simple Form der Verschwörungtheorie birgt in 
sich die Idee, das die Menschen  nicht über ihr Le-
ben selbst entscheiden können, sondern Marionetten 
sind, die von Halbgöttern dazu gebracht werden, ein 
semivirtuelles Spiel zu spielen. Sie hält nur Defätismus 
bereit auf die Frage, ob es möglich ist, die Welt zu 
verändern. Also bleibe lieber Zuhause. Wenn du raus 
gehst, nutzt dies nur den USA.

Viertens. War es ein Militärputsch? Erneut, diese Fra-
ge ist absolut irelevant, natürlich hat das Militär die 
Macht übernommen (und natürlich hat es diese Macht 
in der Vergangenheit niemals ganz abgegeben).
 

Keine Moslembrüder, kein Militär - 
Die Revolution geht weiter 

 Ein anarchistisches Statement aus Kairo
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Selbstverständlich sind wir gegen das Militär, aber 
wir haben zur Kenntnis zu nehmen, dass die Macht-
übernahme durch das Militär von den Menschen 
jubelnd begrüsst wurde und dies aus einer Vielzahl 
von Gründen.  
Als die Menschen am 30. Juni auf die Strassen ge-
gangen sind, bereit, diese nicht eher zu verlassen, 
bis Mursi gestürzt ist, waren sei darauf eingestellt, 
das viel Blut fliessen würde, sie wussten um  das Risko 
eines Bürgerkrieges, sie wussten um die Gefahr der 
massiven Konfrontation mit den Milizen der Islamisten.
Deshalb gab es eine allgemeine Erleichterung, als die 
Armee die Szenerie betrat. Wir könnten die Men-
schen dafür anklagen, aber wenn du ein Szenario 
vorziehst, bei dem die Menschen selbst den Präsiden-
tenpalast stürmen, gehe selbst dorthin und sterbe. 
Und auch wenn die Menschen  gegen Mursi vereint 
waren, bedeutet dies nicht, das es unter ihnen wirk-
liche Einheit gibt, das es keine Fraktionierungen gibt, 
kein Streit über die Ziele, es nicht sogar unter ihnen 
sonst teilweise offene Feindschaft gibt. 
Die Aufgabe, Mursi zu stürzen, an die Armee abzu-
treten, bewahrte die Bewegung auch davor, sich über 
unterschiedliche Ziele und unterschiedliche Interessen 
zu zerstreiten, bevor das Ziel, die Moslembrüder zu 
stürzen, realisiert worden war.
Und schliesslich, wie in allen anderen Ländern, will 
die Mehrheit der Gesellschaft keine wirklichen umfas-
senden Veränderungen, sondern Reformen und wird 
jede Chance ergreifen, die es ihr ermöglicht, sich von 
den Bürden der Politik wieder zu verabschieden und 
in ihr privates Leben zurückzukehren. 
Für die Revolutionäre gilt: Sie können nicht 
gleichzeitig gegen die Islamisten und die 
Armee kämpfen. 
Das wäre Selbstmord. 
Um sich mit den Islamisten konfrontieren zu 
können, mussten sie gegenüber der Armee 
Neutralität bewahren. 
Die Armee jetzt zum Ziel zu machen, würde 
es dieser gestatten, ihre Allianz mit den Is-
lamisten aufrechtzuerhalten und die Bewe-
gung würde zusammenbrechen. 
Die Konfrontation mit der Armee muss als 
eine weiteres Stadium der Entwicklung ge-
sehen werden. 
Jetzt kämpfen die Leute gegen die Islamis-

ten, bald schon wird es Zeit für das Militär. 
Die Revolution geht weiter. 

Fünftens. War die Tamaroud Bewegung revolutionär? 
Selbstverständlich nicht. 
Dies war von Anfang an offensichtlich. Ihre Ziele wa-
ren klar benannt: Neuwahlen und eine neue Verfas-
sung.  
Und auch wenn man ihre Erfolge dabei, die Men-
schen mobilisieren zu können, anerkennen muss, ging 
es niemals um mehr als um klassische Demokratie. 
Wie schon gesagt, die meisten Leute wollen nur Re-
formen und genau wegen des nicht-radikalen wurde 
Tamaroud von so breiten Teilen der Bevölkerung 
unterstützt. 
Und genau deshalb wurde sie  auch von den wich-
tigsten Oppositionsparteien unterstützt, die die 
Möglichkeit sahen, ihre Parlamentssitze schneller zu 
bekommen, als es auf jedem anderem Weg möglich 
gewesen wäre. 
Auch ihre Unterstützung für die Armee war keine 
Überraschung. Letztendlich wollen alle Parteien ihre 
Macht erweitern und um dies zu erreichen, brauchen 
sie ihren Unterdrückungsapparat und einen Deal mit 
dem Militär. 
So wie es für die Moslembrüder notwendig war, den 
politischen Islam für Ägypten und möglicherweise 
für die gesamte Region zu diskreditieren, um an die 
Macht zu kommen, so ist es jetzt notwendig, dass die 
Menschen begreifen, dass weder die Oppositions-
parteien, noch die Kontrolle der Armee ihr Leben 
positiv verändern wird.
Hoffentlich kommen nun die Menschen an den Punkt 
zu erkennen, dass ihnen keine Form von repräsenta-
tiver Demokratie Brot, Freiheit und soziale Gerechtig-
keit bringen wird. 

Sechstens. Fuck the SCAF! 
Wir werden niemals vergeben. Wir werden niemals 
vergessen.  
Aktuell herrscht wieder das Militär. Die Herrschaft 
des Militärs war nie wirklich beendet, sie wurde nur 
mit den Moslembrüdern geteilt. Das Militär be-
herrscht wieder die Strasse und präsentiert seine 
exekutive Macht, die sie in den Schaufenstern im 
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Namen des Volkes ausstellt. 
Wir erinnern uns sehr wohl an den Missbrauch des 
Einsatzes der Armee gegen alle, die ihre Unzufrie-
denheit oder einfach nur sich selber in den Strassen 
zeigten.  
Wir erinnern uns an die Schlachten in der Moham-
med Mahmoud Strasse, die Verteidigung der „Jung-
frauentests“ (General Sissi, Verteidigungsminister und 
Führer des Putsches gegen Mursi, hatte die sexuellen 
Übergriffe gegen festgenommende Demonstrantinnen 
durch Armeeangehörige öffentlich verteidigt, Anm. 
d. Ü.), an die Brutalität gegen die „Frau in Blau“ (Bei 
einer der Erstürmungen des Tahrir Platzes hatten Sol-
daten eine blau gekleidete Frau massiv misshandelt, 
die Bilder waren weltweit versendet worden, Anm. d. 
Ü.) und an die Zeit der Militärgerichte. 
Wir haben nicht vergessen, dass ironischerweise ge-
nau auf den Tag vor zwei Jahren Millionen von Ägyp-
tern im ganzen Land auf die Strasse gegangen sind, 
um die Revolution zu verteidigen und um das Militär 
aufzufordern, die Macht wieder abzugeben. 
Wir haben die harte Unterdrückung der Moslembrü-
der durch die Armee nicht bejubelt. Die Angriffe, die 
die Armee heute gegen die Islamisten (Das Massaker 
an Dutzenden von Islamisten vor der Kaserne, in der 
Mursi vermutet wird, ist gemeint, Anm. d. Ü.) durch-
führt, können sich morgen gegen alle richten, die 
morgen dem Regime im Weg stehen. 
Alle, die sich selber Antiautoritäre nenen, müssen 
Stellung beziehen gegen staatliche Brutalität, wann 
immer und gegen wen immer sie auch angewenndet 
wird. 

Es ist nicht zutreffend, dass die Unterstützer der Mos-
lembrüder friedfertige Demonstranten sind, viele sind 
mit Waffen auf die Strassen gegangen und haben 
die Menschen angegriffen. Aber es ist auch nicht 
zutreffend, dass alle Unterstützer der Moslembrüder 
verrückte Schweine sind, die Kinder von den Dächern 
werfen (In Alexandria hatten Islamisten zwei Jungs, 
die völlig unbewaffnet waren, vom Aufbau eines 
Daches aus 10 Meter in die Tiefe gestossen, dies war 
gefilmt und verbreitet worden, Anm.d. Ü.). 
Auch Frauen und Kinder sind auf den Pro - Mursi 
Demos, weil sie sich entrechtet fühlen, da ihre Stimme, 
die sie für Mursi abgegeben haben, nun entwertet 
wird. 
Am Abend dieses Tages wird (oder wird nicht) der 
politische Islam als politische Macht besiegt sein, 
aber die Realität ist, dass er nach wie vor viele Un-
terstützer hat und wir Wege finden müssen, um einen 
blutigen Bürgerkrieg zu vermeiden.  In einer langfris-
tigen Perspektive kann das, was die Islamisten heute 
erleben, morgen für sie arbeiten und sie bedingungs-
los zu unterdrücken, kann dazu führen, dass sie sich 
als Opfer fühlen und Märtyrer produzieren und das 
Ganze kann viel extremer als heute zur Explosion 
führen. 

Die Armee ist die mächtigste Insitution im Land und es 
ist sehr schwierig, sie zu überwinden. 
Jetzt ist nicht die Zeit dafür, aber ohne die Militärjun-
ta zu überwinden und ohne all ihre Strukturen zu zer-
schlagen, wird es kein Ende des unterdrückerischen 
Charakter des Staates geben, weder nach Innen, 
noch nach Aussen.
Das letzte Kooperationsabkommen zwischen der 
äygptischen Armee und Israel, sowie die Zerstörung 
der Tunnel in den Gaza Streifen im Sinai hat gezeigt, 
das es keine Veränderung in der ägyptischen Politik 
im Nahen Osten gibt. 
Die neue Macht in Ägypten ist sowohl gegen Paläs-
tinenser vorgegangen, die ins Land gekommen sind, 
als auch gegen syrischen Flüchtlinge, die verzweifelt 
Zuflucht suchen. 
Wir können nicht von Freiheit und Gerechtigkeit 
reden, solange Ägypten seine beschämende Un-
terstützung an der Unterdrückung der Palästinenser 
aufrecht erhält.
Die Revolution ist noch nicht beendet. Es macht auch 
keinen Sinn, sie für tot zu erkären, oder von der zwei-
ten oder dritten Revolution zu reden.  
Dies alles ist Teil der selben Revolution, mit all ihren 
Abschnitten, Wendepunkten und ihrer Komplexität. 
Nur an den ersten Tagen einer Revolution sind alle 
vereint wie in einer glücklichen Familie. Danach treten 
alle Unterschiede an die Oberfläche. 
 
In Ägypten leben 80 Millionen Menschen und es gibt 
viele politische, religiöse und ideologische Unter-
schiede. 
Selbst im revolutionären Lager gibt es viele Wider-
sprüche, Verflechtungen und sich überschneidende 
Ziele und Ideen. 

Es gibt keine Pralinenschachtel- Revolution. 

Der Kampf ist ein langer, komplizierter und brutaler 
Prozess. Am besten setzen wir unsere Energie dabei 
nicht ein, indem wir die rivalisierenden Machtkämpfe 
und die intellektuellen Reflexionen darüber analysie-
ren, sondern indem wir die antiautoritären Tendenzen 
im Prozess unterstützen, in der Hoffnung, das diese 
wachsen und stärker werden.
Ja, die Revolution macht konfus. Aber das ist normal. 
Um eine eindeutige Vorstellung zu haben, musst du 
hundert Jahre warten, um diese dann in den Schulbü-
chern lesen zu können. 

Tahrir International 
Collective Network, 
10.07.2013

tahriricn.wordpress.com

Übersetzung recherche-
gruppe aufstand
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Die Revolution lebt. Auch wenn wir vor der ernsten 
Bedrohung ihrer Vereinnahmung stehen, die allgemei-
ne Tendenz ist eindeutig aus den Institutionen heraus 
und auf die Straßen zu gehen. 
Ist die ägyptische Revolution tot? Die kurze Antwort 
heißt „Nein“. Eine längere Antwort folgt. Was in 
Ägypten  zwischen dem 30. Juni und 3. Juli 2013ge-
schah, war kein Putsch gegen die gewählte Regie-
rung. Es war ein weiterer Versuch der Generäle, die 
ägyptische Revolution vom 25. Januar zu verein-
nahmen/beeinflussen. Die Komplexität der Situation 
und ihre global und ideologisch aufgeladene Natur 
machen es schwer, den Wald vor lauter Bäumen zu 
sehen. Hier ist meine Sicht der Dinge, warum die Re-
volution noch lange nicht vorbei ist.

Im Zeitraum von wenigen Tagen wandelte sich Mo-
hamed Morsi von einem Machthaber, der Gesetze 
durchsetzte und die Opposition überging um Macht 
zu monopolisieren, zu einem ohne jedwede Macht. 
Dies geschah weil die Menschen auf die Straßen 
gegangen sind. Zu sagen, die Muslimbrüder hätten 
im letzten Jahr Fehler gemacht ist eine Untertrei-
bung. Sie haben nicht nur das Regime von Hosni 
Mubarak reproduziert, welches wir von der Macht 
verdrängten; sie haben die Sache sogar noch weiter 
getrieben. Sie erlaubten der Polizei die fortgesetzte 
Anwendung von Gewalt gegen Bürger_innen und Re-
volutionär_innen, uns wegzusperren, uns zu verstüm-
meln, uns zu foltern und uns zu töten.

Als Antwort auf die Proteste gegen die Monopoli-
sierung der Macht durch die Bruderschaft, schlugen 
sowohl ihre Mitglieder, als auch die Sicherheitskräfte, 
welche ihnen unterstanden, mit unglaublicher Bruta-
lität zurück. Gleichzeitig gab es keinerlei Bestrafung 
von Polizist_innen oder den Mitgliedern der Armee. 
Der Staatsanwalt der Bruderschaft weigerte sich, die 
Fälle gegen Polizist_innen, die getötet haben oder 
sich während der Revolution mitschuldig an Ermor-
dungen von Protestierenden gemacht haben, wieder 
zu eröffnen, obwohl es so im Namen der Revolution 
versprochen wurde. Die Polizeigewalt hat unter der 
Herrschaft der Bruderschaft zu keinem Zeitpunkt 
nachgelassen. Stattdessen konnte die Polizei unge-
straft damit fortfahren, Chaos in einer Gesellschaft 
zu verursachen, die sich noch in einem revolutionären 
Moment befand.

An der wirtschaftlichen Front, gewann die Bruder-
schaft während der Ära von Mubarak an Beliebtheit, 
weil sie arme Wohngegenden mit kostenloser Bildung 
und Lebensmitteln versorgte. Diese Aktivitäten halfen 
ihnen ihre Wählerschaft, in einer Ära der steigenden 
Preise und sinkender Möglichkeiten für angemessene 
Lebensstandards, zu verfestigen.

Nun, einmal an der Macht, haben sich ihre Verpflich-
tungen zur Wohltätigkeit nicht auf politische Maß-
nahmen übertragen, welche den Armen auf Dauer 
nützen würden. Stattdessen hat die Bruderschaft die 
Neo-Liberalisierung der Mubarak Ära vertieft. Um 
die Bedingungen der endlosen Verhandlungen der 
Internationalen Währungsfonds (IMF) zu erfüllen, 
haben sie bereits begonnen Fördergelder von grund-
legenden Gütern, wie Brennmaterial, zurückzuziehen. 
Auch haben sie eine Steuererhöhung für grundle-
gende Güter angekündigt, welche sie dann aufgrund 
von dem Widerstand auf der Straße zurück nahmen.

Während ihrer Machtperiode, nahm die Bruderschaft 
unzählige Kredite auf. Sie haben dies in Abwesen-
heit eines Parlaments getan. Sie haben dies ohne 
Bekanntmachung der Bedingungen getan, welche 
die Ägypter_innen für die kommenden Jahre erfüllen 
werden müssen. Eine der Bedingungen, eines bevor-
stehenden IMF Kredites, war eine Abwertung des 
ägyptischen Pfund.  Dies rief einen unerträglichen 
Anstieg der Preise für Nahrungsmittel in Ägypten 
hervor, da viele bereits in Fremdwährung erworben 
und importiert werden. Die Regierung der Bruder-
schaft behielt auch den Widerstand der Mubarak 
Ära gegen unabhängige gewerkschaftliche Organi-
sationen von Arbeiter_innen bei, indem sie erlaubten, 
dass Gewerkschaftsmitglieder ohne Konsequenzen 
gefeuert werden können. Sie haben nicht versucht 
Vermögens- und Kapitalströme offen zulegen und 
wieder gut zu machen, was von Mubarak und seinen 
Kumpanen gestohlen wurde. Stattdessen haben sie 
begonnen sich mit Mitgliedern des früheren Regimes 
zu versöhnen, unter der Begründung, dass die ägyp-
tische Wirtschaft angekurbelt werden müsse.

Die Hauptforderung der Revolution war „Brot, Frei-
heit und soziale Gerechtigkeit“. An der gerichtlichen 
Strafe,  Polizeigewalt und finanzieller Umverteilung, 
ist die Muslimbruderschaft nicht nur gescheitert. Sie 
haben Ägypten an den Rande des Abgrunds getrie-
ben,  in Verhältnisse, die noch schlimmer waren, als 
die unter Mubaraks Herrschaft. Und all dies haben 
sie mit einer vollkommenen Arroganz getan, welche 
die komplette politische Landschaft von Bewegungen 
bis zu den Parteien gegen sie aufgebracht hat.

Diese Realität hat die Menschen zurück auf die Stra-
ßen gebracht.

Diese Realität bringt die Sache, die Demokratie ge-
nannt wird, in Misskredit.

Die alltäglichen Bedürfnisse der Menschen haben 
keine Priorität in politischen Entscheidungsprozessen, 
da das autoritäre Regime der Bruderschaft von ihren 

Warum die ägyptische Revolution 
noch lange nicht tot ist
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westlichen Handelspartnern, die ihre eigenen poli-
tischen und wirtschaftlichen Interessen im Sinn hatten, 
abhängig war. Das bedeutet, dass diejenigen, die 
in Ägypten durch Wahlen an die Macht kommen, 
zunächst einmal die Zustimmung von lokalen Eliten, 
wie den Generälen des Militär und ihren auslän-
dischen Befürwortern, erhalten müssen. Außerdem 
erlaubte nur der gefälschte Wahlprozess ihre Macht-
ergreifung. So einfach ist das. In Ägypten hatten wir 
nie faire Wahlen und wir werden sie auch niemals 
haben, solange diese Machtkonstellation bestehen 
bleibt. Die neo-koloniale Realität macht die bloße 
Idee der Demokratie überflüssig.

Die Menschen sind auf die 
Straßen gegangen, um ihre 
Ablehnung gegen all das 
auszudrücken. Aber es gibt 
eine schmutzigere Seite 
dieser Massenmobilisierung. 
Die wachsende Wut gegen 
die Muslimbruderschaft auf den Straßen gab ihren 
lokalen Partner – den Generälen -  den Anlass, aus 
der Vereinbarung der Machtteilung auszusteigen und 
auf den Sturz der Bruderschaft zu drängen. Durch 
das ägyptische Militär. In den Tagen vor dem 30. 
Juni, verbreiteten liberale Fernsehsender große Men-
gen an „Anti-Bruderschafts“ Propaganda. Während 
viele der Informationen wahr waren, zeigten das 
Timing und die gerichteten Nachrichten, dass sie Teil 
einer größeren Kampagne gegen die Herrschaft der 
Bruderschaft waren.

Begleitet wurde dies durch Treibstoffmangel, der 
durch die geheime Polizei und das Militär herbei-
geführt wurde. [Das ägyptische Militär betreibt 
Tankstellen uvm.. Anm. AB] Dadurch haben sie der 
Tamarod Kampagne Zustimmung ermöglicht, welche 
diese sonst nicht gehabt hätte. Die gleichen staatli-
chen Kräfte intervenieren immer, wenn die Macht des 
Staates in Gefahr ist. Aber Tamarod wurde geför-
dert nicht gestoppt. Vor dem 30. Juni überzeugte 
die Leitung der Tamerod die Protestierenden, mit 
einem Statement dazu, ihre Rebellion gegen ein Ziel 
zu vereinigen: die Muslimbruderschaft. Alle anderen 
Kämpfe sollten auf eine spätere Phase verschoben 
werden. Die Logik „meines Feinde´s Feinde sind mei-
ne Freunde“ bedeutete, dass das Militär und – noch 
alarmierender – die Polizei, trotz ihrer Rolle in der 
Unterdrückung der Revolution, in den letzten Wochen 
in der Öffentlichkeit als absolute Helden dieses revo-
lutionären Momentes gefeiert wurden.

An diesem Punkt müssen wir die Rolle des Militärs 
genauer betrachten.

Die Armee, die nun heldenhaft durch die Straße 
zieht, ist von den selben Generälen beherrscht, 
welche die Anordnung gegeben haben, dass unsere 
Proteste beim Marsch zum Maspero Gebäude zer-

schmettert werden sollen. Es sind dieselben Generäle, 
die die Morde an 72 Fußballfans geduldet haben, 
weil sie an der Revolution beteiligt waren. Es sind 
dieselben Generäle, die militärische Verhandlungen 
gegen mehr als 12.000 Ägypter_innen ausgeführt 
haben, um ihnen wieder Angst beizubringen. Es sind 
dieselben Generäle, die einen großen Teil unserer 
Wirtschaft, für ihre eigenen Interessen, an sich rei-
ßen. Es sind dieselben Generäle, die die Angriffe 
auf unsere Proteste befohlen haben, die Mina Danial, 
Emad Effat, Alaa Abd el Hady und hunderte ande-
re getötete haben, während zehntausende verletzt, 
gefoltert und eingesperrt wurden. Es sind dieselben 

Generäle, die das Sektierertum anspornten 
und Jungfräulichkeitstest durchführten, um 
die Gesellschaft zu spalten und jede Form 
von öffentlichem Protest zu unterdrücken. 
[Verhaftete Frauen wurden auf „Jung-
fräulichkeit getestet“. Diese sexualisierte 
Erniedrigung sollte Frauen von der Teil-
nahme an der Revolution abhalten. Al Sisi, 

der aktuelle Oberbefehlshaber, rechtfertigte dieses 
Vorgehen im Staatsfernsehen. Anm. AB]

In dieser polarisierenden Atmosphäre haben die 
Ägypter_innen die Vergangenheit zu schnell verges-
sen. Wir leiden unter kollektivem Gedächtnisschwund, 
um unsere Ängste zu unterdrücken und stecken unser 
Vertrauen in eine Fata Morgana, die Veränderungen 
verspricht. Die Rede von Demokratie und die Illusion 
von einem besseren, freieren, reicheren Leben sind 
die Illusionen, die viele Ägypter_innen verlocken, 
blindes Vertrauen in diejenigen zu setzten, die be-
haupten, sie würden dies zu Stande bringen.

Lasst uns auf die Rolle der Generäle in den Schlüssel-
momenten der Revolution des 25. Januar blicken.

28. Januar 2011: Obgleich die Proteste geplant wa-
ren, hat der Tag der Wut am Freitag dem 28. Januar 
alle überrascht. Doch schnell nutzt die neo-koloniale 
Konstellation von Militärgenerälen und ihrer internati-
onalen Unterstützer_innen, die Mubaraks lebenslange 
Partner_innen gewesen sind, es geschickt aus. Sie 
haben Mubarak zwei Wochen später, mit der Be-
gründung die Forderungen der Revolution zu erfüllen, 
die Macht genommen. Die Mehrheit der ägyptischen 
Menschen feierte sie als Helden. Sie sahen die Ära 
von Mubarak lieber als Fehler, der von einem Mann 
ausgingen, als  der eines Systems, das er symboli-
siert. 

Es folgte eine Phase der direkten Herrschaft. Dann 
übergab die Militärregierung einen Großteil der 
Macht an eine „zivile“ und „demokratisch-gewählte“ 
Regierung, nachdem diese die Bedingung der geteil-
ten  Souveränität akzeptierte. Sie zogen sich selbst 
von aller direkten Verantwortung für jedwede Form 
des Versagens der Regierung zurück, während sie ihr 

Stück von politischen und wirtschaftlichen Kuchen 
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behalten haben. Ihr enormes wirtschaftliches Imperi-
um konnte nun nicht mehr bedroht werden.

3. Juli 2013: Das Militär wiederholt eine Taktik, 
ähnlich derer, die es nach dem Sturz von Mubarak 
angewandt hat. Dieses Mal waren sie aber besser 
vorbereitet. Sie verkündeten den Willen des Volkes 
durchzusetzen. Sie ernteten alle Lorbeeren für die 
glorreiche 30. Juni Revolution. Dies waren Schritte um 
den Zorn der Revolution einzuschränken: der wirkliche 
Putsch ist nicht das Absetzen von Morsi oder anderen 
gewählten Offiziellen – es ist ein Versuch die revo-
lutionäre Massenmobilisierung zu besiegen. Unsere 
Revolution brachte Morsi zu Fall, aber der Putsch 
der Armee will die Anerkennung für seinen Sturz und 
saugt dabei die Energie der Menschen auf, die es 
möglich ge-
macht haben.

Diesmal war 
es anders. 
Dieses Mal 
sahen die 
Generäle das 
Schiff sinken 
und verließen 
es. Die Regie-
rung der Bruderschaft ist nicht nur gescheitert, sie hat 
auch angefangen zu glauben, sie könnte dem Minis-
terium für Inneres und sogar militärischen Rängen ihre 
Autorität aufzwingen. Diese Schritte bedrohten das 
Stück vom Kuchen der Macht, welches die Generäle 
hatten. Am 3. Juli befreiten die Führer des Militärs 
sich erfolgreich aus der Partnerschaft, die schief ge-
gangen war, während sie unvergleichbares Lob von 
großen Teilen der Bevölkerung empfingen.

Für ihre internationalen Unterstützer_innen war das 
Spiel nicht ganz so einfach. Die erste Welt Natio-
nen, vor allem die Amerikaner_innen, die sich selbst 
als Verfechter_innen der rechtmäßigen Demokratie 
verstehen, haben ihr Äußerstes getan, um die Legiti-
mation der Macht der Muslimbruderschaft zu unter-
stützen. Was auf dem Spiel steht ist, was sie für einen 
zeitlosen Diskurs erachten: Demokratie. Dieser Diskurs 
ermöglicht die Rolle dieser Nationen in einer globa-
len Vorherrschaft, durch die sie entweder verurteilen, 
unterdrücken oder die Führer von Dritte Welt Län-
dern unterstützen können. Demokratie ist der goldene 
Schlüssel, um den globalen Richter zwischen gut und 
böse zu spielen.

Lasst uns einen Schritt zurück gehen.

Es gibt keine Demokratie in einem neo-kolonialen 
Kontext. So ist es auch in Ägypten. Darüber hinaus 
fällt die Logik eines Putsches gegen die Regierung 
komplett zusammen, wenn es die Möglichkeit einer 
demokratischen Ordnung gar nicht gibt. Die Macht, 
von Millionen von Ägypter_innen am 30. Juni auf die 

Straßen getragen, zerschmetterte die Illusion der 
Notwendigkeit von gewählter Repräsentation und hat 
das Potential die neo-koloniale Realität bloßzulegen.

Die Angst ist, dass die Truppen ihre Vorherrschaft 
über unsere Gesellschaft aufrecht erhalten und alle 
möglichen Mittel nutzen werden, um weiterhin die 
Verwirklichung unserer Revolution zu verhindern. Das 
schließt ein schmutziges Spiel ein, welches die kürz-
lichen Ereignisse ausnutzt. Durch gezielte, vertiefende 
Spaltung innerhalb der ägyptischen Gesellschaft soll 
ihre Herrschaft unvermeidbar werden, gewalttätiger 
und dabei für die Mehrheit der Bevölkerung weniger 
verantwortlich. Seit dem 30. Juni, hat dies einen nicht 
enden wollenden Strom des Blutvergießens zwischen 
den Unterstützer_innen der Bruderschaft und Zivi-

list_innen bedeutet, die entweder gegen sie 
protestiert haben oder vom Kreuzfeuer oder 
innerhalb sektiererischer Kämpfe erwischt wur-
den. Wir sind in einer Situation gefangen, in 
der die Bevölkerung als Geisel gehalten wird 
und ihr Tod   von fast allen politischen Eliten, 
die um die Macht wetteifern, angeheizt und 
kapitalisiert wird: die Generäle des Militärs, 
die Bruderschaft und die Liberalen.

Heute sind wir noch immer in der Mitte der 
25. Januar Revolution. Wir stehen einer ernsthaften 
Bedrohung der Vereinnahmung gegenüber, aber bis 
jetzt liegt die Macht noch bei den Menschen. Um wei-
ter Kämpfen zu können müssen wir uns sowohl an die 
Vergangenheit erinnern, als auch unsere derzeitige 
Situation im Licht der globalen Machtkonstellation 
sehen.

Wir sind nicht allein.

Trotz des unterschiedlichen Kontext: In Brasilien, der 
Türkei und in Chile, sowie in Griechenland, Spanien, 
Portugal und den Vereinten Nationen, gehen Men-
schen auf die Straßen, um sich der Herrschaft von lo-
kalen und globalen Eliten in den Weg zu stellen, ihrer 
Logik der Langlebigkeit ihrer Macht und der Ver-
mehrung des Reichtums nur für wenige. Sieht man all 
diese revolutionären Momente innerhalb eines Rah-
mens, das bedeutet mit oder ohne Demokratie, mit 
oder ohne Wahlen, die allgemeine Tendenz bewegt 
sich auf die Straßen und raus aus den Institutionen 
und Regierungsbüros. Wie Max Weber schrieb, ist 
Repräsentation eine „Struktur der Beherrschung“ und 
demnach bleiben wir bei der revolutionären Parole: 
„das Volk will den Sturz des Systems.“

Wir sind an einem globalen Wendepunkt angelangt.

Wir müssen weiterkämpfen.

Philip Rizk auf  www.jadaliyya.com, 17.07.2013 
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Wir befanden uns am Rande des Tahrir Platzes, 
als die Armee am Mittwoch den 3. Juli ihre Ansage 
bekanntgab. Der Platz brach in Jubel aus. Ein Mit-
glied unseres Teams warf einen Blick auf 
sein Smartphne. Er schrie über den Lärm 
der Trommeln und der quiekenden Vuvu-
zelas hinweg: „Morsi ist weg! Sie haben 
den obersten Verfassungsrichter statt seiner 
eingesetzt und die Wahlen verschoben.“

Wir beobachteten die Feierlichkeiten. Ich 
sah die bekannten Leute um mich herum 
an, mit einigen hatte ich – wie nenne ich es, 
den Tahrir Platz von einst? - geteilt. Auch 
die anschließenden zweieinhalb Jahre der 
Wut, der Euphorie, der Erschöpfung, des 
Triumphs, der Mutlosigkeit. Ihre Gesichter 
waren so ausdruckslos wie meines. Die ein-
zige Emotion, die ich in mir finden konnte war Angst 
– nicht vor der politischen Zukunft, die ich, meinem 
Gefühl nach, in keiner Weise mehr einschätzen konnte 
und  in die ich mein Vertrauen verloren hatte – son-
dern vor dem nächsten Moment: Wie würden wir es 
schaffen zurück auf den Platz zu kommen?

Nach zehn Minuten konnten wir es nicht mehr hin-
auszögern. Wir mussten die Interventions-Teams, die 
über den Platz verteilt positioniert waren mit Essen 
versorgen und die Feierlichkeiten würden im lau-
fe der Nacht nur noch überfüllter und fieberhafter 
werden. Unser Team formierte sich in einer Reihe und 
tauchte in das Gedränge ein, während wir uns gut an 
einander fest hielten um uns gegenseitig vor jeglichen 
Übergriffen durch Hände zu schützen. Ich versuchte 
dabei zu sein – wenn nicht um die Feierlichkeiten zu 
genießen, dann wenigstens um sie wahrzunehmen 
– doch mein einziger Gedanke war diese wogende 
See zu durchkreuzen. In einem fernen Teil meines 
Verstandes dachte ich über meine Angst nach: Ist sie 
nur eine Ahnung oder ein wahrhaftes Verständnis in 

meinem Körper? Wenn ich nicht genau wüsste was 
ich da tue, wäre es mir dann möglich die Heiterkeit 
zu spüren, mich in der Menge zu verlieren, so wie ich 

es zuvor getan 
hatte?  

Wir erreichten 
das erste Inter-
ventions-Team 
und ich plumps-
te in ihre Mitte 
– eine Insel der 
Sicherheit in mit-
ten des Platzes. 
Dies war nicht 
irgendeine 
professionelle 
Spezialeinheit 

in imposanter Uniform. Es war eine Gruppe junger 
Frauen, Frauen, die weiße T-Shirts trugen, mit roten 
Aufdrucken: „Anti sexuelle Belästigung“ und auf dem 
Rücken: „Ein Platz, sicher für alle“.

Es war mein erster Tag an dem ich ehrenamtlich bei 
„Operation Anti-Sexual Harassment/Assault“ (OpAn-
tiSH) (dt.: Einsatz gegen sexuelle Belästigung/Über-
griffe) mitarbeitete.Bei allem was ich in letzter Zeit 
über den Tahrir Platz gehört hatte, war es der letzte 
Ort an dem ich sein wollte. Und dennoch – Ich hatte 
nicht länger das Gefühl, dass ich einen Platz in den 
Demonstrationen hatte, die durch die ganze Stadt zo-
gen; Ich konnte nicht zu Hause bleiben; und ich konnte 
mich nicht abwenden von der einen Sache, die so klar 
von Bedeutung war, die so sehr Sinn machte.

Ich zitterte an dem Nachmittag als ich am Nil aus 
dem Taxi stieg und alleine zu unserem Treffpunkt 
hinter dem Platz ging. Als wir uns in einem Kreis zur 
Einsatzbesprechung versammelten, war ein Teil von 
mir von den rot lackierten Nägeln des Mädchens 

neben mir irritiert, von den 
lächelnden Gesichtern einiger 
Leute, während auf meinem 
offensichtlich Tragik zu lesen 
sein musste – eine Art Anfän-
gernaivität. Ich hatte noch kei-
ne Zeit gehabt mich zu ordnen, 
mich zu normalisieren.

Wir teilten uns in gemischte 
Teams von zehn Personen auf. 
Unsere Aufgabe war es allen 
zu erzählen was passiert war 
und den Leuten zu sagen was 
zu tun sei falls sie etwas sahen. 
Wir bewegten uns schnell über 

Freiwillig in den Kreis, 
auf den Platz treten (Kairo)...
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